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411 der Beilagen ·zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. G P 

Bericht 

des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 

über den Antrag der Abgeordneten 
Dr. Fischer, Dr. Höchtl und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz über die Organisation 
der Akademie der bildenden Künste in Wien 
(Akademie-Organisationsgesetz 1987 ,_'-

AOG) (16/A) 

Die Abgeordneten Dr. Fis ehe r, Dr. H ö c h t I 
und Genossen haben am 24. Feber 1987 den gegen­
ständlichen Initiativantrag' im Nationalrat einge­
bracht und wie folgt begründet: 

"Dem Nationalrat wurde bereits im Feber 1986, 
also noch in der XVI. Gesetzgebungsperiode, eine 
Regierungsvorlage zu einem Akademie-Organisa­
tionsgesetz 1986 übermittelt. Ein Unterausschuß 
des Ausschusses für Wissenschaft und Forschung 
nahm auch bereits am 13. März 1986 die Beratun­
gen zu dieser Regierungsvorlage auf. Trotz intensi­
ven Beratungen in diesem Unterausschuß, die auf 
Grund einer im Juli 1986 vom Plenum des Natio­
nalrates beschlossenen Fristsetzung noch im 
November 1986 abgeschlossen hätten werden sol­
len, kam es auf Grund der vorzeitigen Auflösung 
der XVI. Gesetzgebungsperiode jedoch nicht mehr 
zur Beschlußfassung des Akademie-Organisations­
gesetzes. Die unterfertigten Abgeordneten bringen 
daher den Entwurf eines Akademie-Organisations­
gesetzes neuerlich ein, wobei die Verhandlungser­
gebnisse jenes Unterausschusses berücksichtigt wer­
den, der diesen Entwurf bereits in der XVI. Gesetz­
gebungsperiode vorberaten hat." 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
hat zur Vorbehandlung der gegenständlichen 
Regierungsvorlage einen Unterausschuß eingesetzt, 
dem von der Sozialistischen Partei Österreichs die 
Abgeordneten C a p, Dr. Fis ehe r, Mag. Evelyn 
Messner, Dr. Preiß, Dr. Stippei, von der 
Österreichischen Volkspartei Dr. BI e n k, 
Dr. B r u c k man n, Dr. Er mac 0 r a, Mag. 
Dr. H ö c h t I, Dr. K hol, von der Freiheitlichen 
Partei Österreichs Dipl.-Vw. Dr. S ti x sowie vom 

Klub der Grün-Alternativen-Abgeordneten der 
Abgeordnete S moll e angehörten. 

Über das Ergebnis seiner Beratungen hat der 
Obmann des Unterausschusses Dr. Fis c her dem 
Ausschuß für Wissenschaft und Forschung in seiner 
Sitzung am 1. Pezember 1987 berichtet. 

An der Debatte beteiligten sich außer dem 
Berichterstatter die Abgeordneten Dipl.-Vw. 
Dr. S t i x, Dr. E r mac 0 r a, S moll e, Dr. K hol 
und Dr.· Fis ehe r. Die/ Abgeordneten 
Dr. Fis ehe r, Dr. BI e n kund S moll e brachten 
einen Abänderungsantrag ein. 

Bei' der Abstimmung wurde der in der beige­
druckten Fassung angeschlossene Gesetzentwurf 
unter Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten Dr. Fis ehe r, Dr. B I e n kund 
S moll e teils einstimmig, teils mit Stimmenmehr­
heit angenommen. 

Kernstück des Akademie-Organisationsgesetzes 
1987 sind die Bestimmungen des § 27 über die 
Zusammensetzung des neuen Akademiekollegiums. 
Nach langen und eingehenden Beratungen wurde 
in Abänderung des ursprünglichen Entwurfes eine 
Lösung gefunden, die den spezifischen Bedürfnis­
sen der Akademie entspricht und den berechtigten 
Forderungen des akademischen Mittelbaues und 
der Studierenden nach einer wirksamen Repräsen­
tanz im obersten Kollegialorgan weitgehend Rech­
nung trägt. 

Der Wissenschaftsausschuß vertritt die Auffas­
sung, daß die mit der UOG-Novelle 1987 beabsich­
tigten Regelungen über die Ausweitung der Privat­
rechtsfähigkeit der Universitäten und die Heraus­
nahme ihres privatrechtlich erworbenen Sonderver­
mögens aus der Bundesgebarung auch für die Aka­
demie der bildenden Künste von Interesse sind. 
Einer Angleichung an die UOG-Novelle dienen die 
Neufassungen bzw. Ergänzungen des § 1 Abs.3 
Z 3 und 4, des § 1 Abs. 5, des' § 5, des § 33 Abs. 2 
Z 18, Z 31 und Z 32 sowie des § 54 Abs. 3. 
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2 411 der Beilagen 

Zu § 36 Abs. 3 ist der Wissenschaftsausschuß 
mehrheitlich der Meinung, daß ein qualifiziertes 
Beschlußquorum nur für die Errichtung, Benen­
nung und Auflösung von Meisterschulen und Insti­
tuten zu rechtfertigen ist, da durch diese Maßnah­
men der Lehr- und Forschungsbetrieb der Akade­
mie nachhaltig und unmittelbar berührt wird. 

Weiters hält der Ausschuß für Wissenschaft und 
Forschung fest, daß das Weisungsrecht des Rektors 
gegenüber dem Akademiedirektor sich selbstver­
ständlich nicht auf dessen Abstimmungsverhalten in 
Kollegialorganen beziehen kann. Darüber hinaus 
wird festgehalten, daß die Regelung des Verhältnis­
ses zwischen dem Rektor und dem Akademiedirek­
tor auf die besonderen Verhältnisse an einer klei­
nen und überschaubaren Kunsthochschule wie der 
Akademie der bildenden Künste zugeschnitten ist 
und daß dem nach Meinung des Wissenschaftsaus­
schusses keinerlei präjudizielle Wirkung für die 
anderen Universitäten und Hochschulen abgeleitet 
werden kann. 

Zur Neufassung der §§ 71 und 72 wird festge­
stellt, daß das Akademieorganisationsgesetz erst 
mit 1. Oktober 1988 in Kraft treten soll, um der 
Akademie den Übergang von neuen Organisations-

Dr. Müller 

Berichterstatter 

vorschriften ohne Zeitdruck zu ermöglichen. 
Durch § 71 Abs. 1 soll jedoch gewährleistet wer­
den, daß bereits das Sommersemester 1988 zur 
Wahl des Akademiekollegiums genutzt wird, sodaß 
das neue Kollegialorgan noch im Oktober 1988 zur 
konstituierenden Sitzung zusammentreten kann. 
Die erste wesentliche Aufgabe, die es gemäß § 71 
Abs. 2 in dieser Sitzung zu erfüllen hat, ist die 
Wahl des Rektors und des Prorektors. Da diese 
akademischen Funktionäre vom Vertrauen des 
neuen Kollegialorganes getragen sein müssen, 
erschien es nicht sinnvoll, im Juni 1988 noch eine 
Rektorswahl nach dem alten AOG durch das Pro­
fessorenkollegium vornehmen zu lassen. Aus die­
sem Grunde sollen die Bestimmungen über die 
Rektorswahl im Akademie-Organisationsgesetz 
1955 gemäß § 72 Abs.2 schon mit 1. März 1988 
außer Kraft treten. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
schuß für Wissenschaft und Forschung somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem an g e - • '. 
s chi 0 s·s e n enG e set zen t w u r f die verfas- , • 
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1987 1201 

Dr. Blenk 
Obmann 
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Bundesgesetz vom XXXXXXXXX über 
die Organisation der Akademie der bildenden 
Künste in Wien (Akademie-Organisationsge­

setz 1988 - AOG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. ABSCHNITT 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Rechtsstellung und Aufgaben der Akademie 

§ 1. (1) Die Hochschule ,,Akademie der bilden­
den Künste in Wien" (im fol~enden als "Akade­
mie" bezeichnet) ist eine den Universitäten gleich­
rangige Einrichtung des Bundes. Sie dient der 
Pflege und der Erschließung der Künste, der 
Kunstlehre sowie in diesem Zusammenhang auch 
der Forschung und der wissenschaftlichen Lehre. 
Die Erfüllung dieser Aufgaben kann auch im 
Zusammenwirken mit Forschungs- und Lehrein­
richtungen anderer Hochschulen (Universitäten) 
erfolgen. 

(2) Als leitende Grundsätze für die Tätigkeit der 
Akademie sind jene für die Gestaltung der Studien 
gemäß § 2 des Kunsthochschulstudiengesetzes, 
BGBI. Nr.187/1983, in der Fassung BGBI. 
Nr. 348/1986 anzuwenden. 

(3) Der Akademie, ihren Instituten und ihren 
Meisterschulen sowie der Bibliothek kommt inso­
fern Rechtspersönlichkeit zu, als sie berechtigt 
sind: 

1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermö­
gen und Rechte zu erwerben und hievon im 
eigenen Namen Zur Erfüllung ihrer Zwecke 
Gebrauch zu machen; 

2. mit Genehmigung des Bundesministers für 
Wissenschaft und Forschung die Mitglied­
schaft zu Vereinen, anderen juristischen Per­
sonen und zwischenstaatlichen Organisatio­
nen, deren Zweck die Förderung von Aufga­
ben der Akademie ist, zu erwerben. Die 
Genehmigung ist zu versagen, wenn durch die 
Mitgliedschaft Bundesinteressen verletzt wür­
den; 

3. Angelegenheiteri gemäß § 33 Abs. 2 Z 15 und 
29 zu besorgen; 

4. nach Maßgabe ihrer Aufgaben Verträge über 
die Durchführung wissenschaftlicher Arbeiten 
im Auftrag Dritter gemäß § 15 Abs. 2 bis 4 des 
Forschungsorganisationsgesetzes, BGBI. . 
Nr. 34111981, in der jeweils geltenden Fas­
sung, abzuschließen. 

(4) Die Akademie wird durch den Rektor, das 
Institut durch den Vorstand, die 1y1eisterschule 
durch ihre!'). Leiter, die Bibliothek durch den 
Bibliotheksdirektor nach außen vertreten. Für Ver­
bindlichkeiten' die im Rahmen der Vermögensfä­
higkeit gemäß Abs. 3 entstehen, trifft den Bund 
keine Haftung. 

(5) Auf Dienstverträge, die von der Akademie 
und ihren Einrichtungen im Rahmen des Abs. 3 
abgeschlossen werden, ist das Angestelltengesetz, 
BGBI. Nr. 292/1921, in der jeweils geltenden Fas­
sung, anzuwenden. 

Wirkungsbereiche 

§ 2. (1) Die Akademie erfüllt ihre Aufgaben in 
einem selbständigen (autonomen) und in einem 
übertragenen (staatlichen) Wirkungsbereich. 

(i) Die Angelegenheiten des selbständigen Wir­
kungsbereiches sind von der Akademie nach den 
bestehenden Gesetzen und Verordnungen frei von 
Weisungen durch ihre eigenen Organe zu besor­
gen. Diese unterliegen hiebei dem Aufsichtsrecht 
des Bundes (§ 4). 

(3) Im übertragenen Wirkungsbereich sind die 
Organe der Akademie an die .Weisungen des Bun­
desministers für Wissenschaft und Forschung 
gebunden. 

(4) Der selbständige Wirkungsbereich um faßt 
die im § 1 Abs. 3, im § 33 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, im 
IV. Abschnitt, im § 53 Abs. 1, im § 54 Abs. 1 und im 
§ 55 Abs. 2 bis 6 dieses Bundesgesetzes bezeichne­
ten Angelegenheiten. Alle übrigen Angelegenheiten 
gehören zum übertragenen Wirkungsbereich. 

2 
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Verfahren in behördlichen Angelegenheiten 

§ 3. (1) Soweit durch Bundesgesetz nichts ande­
res bestimmt ist, endet der administrative Instan­
zenzug in den Angelegenheiten des selbständigen 
Wirkungsbereiches beim Akademiekollegium, in 
den Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs­
bereiches beim Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung. 

(2) Auf die Zustellung von Schriftstücken der 
Organe der Akademie ist das Zustellgesetz, BGBL 
Nr. 200/1982, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
die Hinterlegung auch bei der Akademiedirektion ' 
zulässig ist. In diesem Fall ist durch Anschlag an 
der Amtstafel der Akademiedirektion kundzuma­
chen, daß ein zuzustellendes Schriftstück in der 
Akademiedirektion liegt. Findet sich dessen Emp­
fänger zur Empfangnahme des Schriftstückes nicht 
ein, so gilt die Zustellung als bewirkt, wenn seit 
dem Anscblag an der Amtstafel zwei Wochen ver­
strichen sind. Der § 5 des Dienstrechtsverfahrens­
gesetzes 1984, BGBL Nr. 29, wird hiedurch nicht 
berührt. 

(3) Für Amtshandlungen der Organe der Akade­
mie sowie für Amtshandlungen des Bundesministe-

,riums für Wissenschaft und Forschung in Angele­
genheiten der Akademie sind keine Verwaltungsab­
gaben gemäß § 78 des Allgemeinen Verwaltungs­
verfahrensgesetzes, BGBL Nr.172/1950, zu ent­
richten. 

Aufsicht 

§ 4. (1) Das Aufsichtsrecht des Bundes erstreckt 
sich darauf, daß bei Besorgung der Angelegenhei­
ten des selbständigen Wirkungsbereiches der Aka­
demie die Gesetze und Verordnungen nicht ver­
letzt und die der Akademie obliegenden Aufgaben 
erfüllt werden. Das Aufsichtsrecht ist vom Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung auszu­
üben. Es stehen ihm dabei die in diesem Bundesge­
setz, insbesondere in den folgenden Absätzen, gere­
gelten Befugnisse zu. 

(2) Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung ist berechtigt, sich über alle Angelegen­
heiten der Akademie zu informieren. Die Organe 
der Akademie sind verpflichtet, dem Bundesmini­
ster für Wissenschaft und Forschung Auskünfte zu 
erteilen, die Akten über die von ihin bezeichneten 
Gegenstände vorzulegen, von ihm angeordnete 
Erhebungen anzustellen und Überprüfungen an 
Ort und Stelle vornehmen zu lassen. - \ 

(3) Die Geschäftsordnungen der Kollegialorgane 
der Akademie, die Hausordnung; die von den Stu­
dienkomptissionen zu erlassenden Studienpläne 
sowie die sonstigen in diesem Bundesgesetz aus­
drücklich als genehmiguI).gspflichtig bezeichneten 
Maßnahmen bedürfen der Genehmigung durch 
den Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung. Die Genehmigung' ist zu versagen, wenn 
einer der im Abs. 5 genannten Gründe vorliegt. 

(4) Wenn einer der im Abs. 5 genannten Gründe 
vorliegt, hat der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung Beschlüsse der Organe der Akade­
mie, die seiner Genehmigung nicht bedürfen, auf­
zuheben oder deren Durchführung zu untersagen. 
Die Organe der Akademie sind in einem solchen 
Fall verpflichtet, den der Rechtsanschauung des 
Bundesministers für Wissenschaft und Forschung 
entsprechenden Rechtszustand mit den ihnen recht­
lich zu Gebote stehenden Mitteln unverzüglich her­
zustellen. Kommt ein Organ der Akademie dieser 
Verpflichtung nicht nach, so hat der Bundesmini­
ster für Wissenschaft und Forschung nach Ablauf 
einer im aufsichtsbehördlichen Bescheid festzuset­
zenden Frist die erforderlichen Maßnahmen selbst 
zu treffen (Ersatzvornahme). Hat,ein Organ gegen 
einen aufsichtsbehördlichen Bescheid gemäß Abs. 7 
Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erho~en, 
so ist während des Laufes dieses Verfahrens eine 
Ersatzvornahme nicht zulässig. 

(5) Gründe für die Versagung einer Genehmi­
gung (Abs.3) sowie für die Aufhebung eines 
Beschlusses oder die Untersagung seiner Durchfüh­
rung (Abs. 4) liegen vor, wenn der Beschluß 

1. von einem unzuständigen Organ herrührt; 
2. ,unter Außerachtiassung von Verfahrensvor­

schriften zustande gekommen ist, bei d~ren 
Einhaltung das Organ zu 'einem anderen 
Beschluß hätte kommen können; 

3. im Widerspruch zu geltenden Gesetzen oder 
Verordnungen steht; 

4. wegen der finanziellen Auswirkungen nicht 
durchführbar ist. 

(6) Die Abs. 4 und 5 Z 1 bis 3 gelten sinngemäß 
für Wahlen, die nach diesem Bundesgesetz durch­
zuführen sind. 

(7) Im aufsichtsbehördlichen Verfahren haben 
die betroffenen Organe der Akademie ParteisteI­
lung sowie das Recht, gegen den das Verfahren 
abschließenden Bescheid vor dem Verwaltungsge­
richtshof Beschwerde zu führen. 

(8) Ein Bescheid, de-r nach dem Zeitpunkt erlas­
sen wurde, zu dem der Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung den ihm zugrunde liegenden 
Beschluß aufgehoben oder seine Durchführung 
untersagt hat, leidet im Sinne des § 68 Abs. 4 lit. d 
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes, 
BGBI. Nr. 172/1950, an einem mit Nichtigkeit 
bedrohten Fehler. 

(9) Durch die Abs. 1 bis 7 wird die Weisungs be­
fugnis des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung im übertragenen Wirkungsbereich nicht 
berührt. 

Gebarung und Gebarungskontrolle 

§ 5. (1) Soweit die Akademie und ihre Einrich­
tungen im Rahmen des § 1 Abs.3 tätig werden, 
haben sie nach den Grundsätzen eines ordentlichen 
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Kaufmannes zu gebaren. Sie haben dem Bundesmi­
nister für Wissenschaft und Forschung jährlich 
einen Gebarungsvorschlag sowie einen Rechnungs­
abschluß vorzulegen und jederzeit Einsicht in die 
Gebarungsunterlagen zu gewähren. Die Buchfüh­
rung sowie die sonstige Vermögens-, Personal- und 
Inventarverwaltung im Rahmen des § 1 Abs. 3 kön­
nen die Akademie und ihre Einrichtungen selbst 
besorgen oder durch Dritte besorgen lassen; gegen 
Ersatz der Aufwendungen aus dem Vermögen 
gemäß § 1 Abs. 3 können auch die Akademiedirek­
tion oder die Quästur damit beauftragt werden. 

(2) Soweit die Akademie und ihre Einrichtungen 
im Rahmen des§ 1 Abs. 3 dem Bund Geldmittel 
zur Einstellung von Bundesbediensteten gemäß 
Hochschulassistentengesetz 1962, BGBI. Ne. 216, 
oder gemäß Vertragsbedienstetengesetz 1948, 
BGBI. Nr. 86, zur Verfügung stellen, sind diese 
Geldmittel im Sinne des § 17 Abs.5 des Bundes­
haushaltsgesetzes, BGBI. Nr. 213/1986, zweckge­
bunden für die Personalkosten dieser Bundesbe­
diensteten zu verwenden. 

(3) Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung hat das Recht, die Gebarung der Akade­
mie und ihrer Einrichtungen einschließlich der 
Gebarung, die sich aus der Privatrechtsfähigkeit 
(§ 1 Abs. 3) ergibt, auf ihre ziffernmäßige Richtig­
keit, Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit, Sparsam­
keit und Rechtmäßigkeit zu überprüfen. Die Geba­
rung der Akademie und ihrer Einrichtungen ein­
schließlich der Gebarung, die sich aus der Privat­
rechtsfähigkeit ergibt, unterliegt der Kontrolle 
durch den Rechnungshof. 

II. ABSCHNITT 

ANGEHÖRIGE DER AKADEMIE 

Einteilung 

§ 6. Angehörige de.r Akademie sind: 
1. Lehrer der Akademie; 
2. Mitarbeiter im Lehrbetrieb; 
3. Mitarbeiter im künstlerischen, künstlerisch­

wissenschaftlichen und wissenschaftlichen 
Betrieb; 

4. Bedienstete der Verwaltung (Akademiedirek-
tion und Quästur); 

5. Studierende. 

§ 7. Zu den Lehrern der Akademie zählen: 
1. Personen mit der Lehrbefugnis für ein künst­

lerisches, künstlerisch~wissenschaftliches oder 
wissenschaftliches Fach in seinem ganzen 
Umfang oder für ein selbständiges Teilgebiet 
eines solchen Faches (venia docendi): 
a) Ordentliche Hochschulprofessoren (§ 14): 

Sie stehen in einem der Akademie zuge­
ordneten Dienstverhältnis zum Bund und 
sind Leiter von Meisterschulen oder Insti­
tuten. 

b) Emeritierte Ordentliche Hochschulprofes­
soren (§ 15): 
Sie stehen in keinem aktiven Dienstver­
hältnis zum Bund. 

c) Gastprofessoren (§ 16): 
Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum 
Bund und besitzen die Lehrbefugnis nur 
für die Dauer ihrer Tätigkeit an der Aka-
demie. ) 

d) Honorarprofessoren (§ 17): 
Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum 
Bund. 

- e) Hochschuldozenten (§ 18): 
Sie stehen in keinem Dienstverhältnis zum 
Bund. 

2. Personen mit einer nach Art und Umfang 
genau umschriebenen Lehrbefugnis für ein 
nichtselbständiges Teilgebiet eines Faches: 
a) Hochschulassistenten (§ 20): 

Sie stehen in einem der Akademie -zuge­
ordneten Dienstverhältnis zum Bund. 
Wenn sie zur verantwortlichen Mitwir­
kung bei Lehrveranstaltungen herangezo­
gen werden, besitzen sie eine auf die Mit­
wirkung bezogene und durch sie 
begrenzte Lehrbefugnis. 

b ) Vertragsassistenten (§ 20): 
Sie stehen in einem der Akademie 
zugeordneten Dienstverhältnis zum Bund. 
Wenn sie zur verantwortlichen Mitwir­
kung bei Lehrveranstaltungen herangezo~ 
gen werden, besitzen sie eine auf die Mit­
wirkung bezogene und durch sie 
begrenzte Lehrbefugnis. 

c) Hochschullektoren sind: 
aa) Bundeslehrer und Vertragslehrer 

(§ 21) aller Verwendungsgruppen 
(Entlohnungsgruppen) nach Maß­
gabe der dienstrechtlichen V orschrif­
ten. Sie stehen in einem der Akade­
mie zugeordneten Dienstverhältnis 
zum Bund und besitzen die Lehrbe­
fugnis für da~ von ihnen vertretene 
Fach oder die von ihnen vertretene 
Fertigkeit. 

bb) Lehrbeauftragte (§ 22): 
Sie stehen in keinem Dienstverhältnis 
zum Bund. Sie sind mit der Abhal­
tung einzelner künstlerischer, künst­
lerisch-wissenschaftlicher, wissen­
schaftlicher oder praktischer Lehrver­
anstaltungen betraut und besitzen 
eine auf diese Lehrveranstaltungen 
bezogene Lehrbefugnis. 

§ 8. Mitarbeiter im Lehrbetrieb stehen als Stu­
dienassistenten (§ 23) in einem der Akademie zuge­
ordneten vertragsmäßigen Dienstverhältnis zum 
Bund und haben bei Lehrveranstaltungen sowie bei 
der Betreuung der Studierenden mitzuwirken. 
Werden Studierende als Studienassistenten verwen­
det, so sind sie als Mitglieder von Studienkommis-
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sionender Personengruppe der Studierenden zuzu­
zählen. 

§ 9. Als Mitarbeiter im künstlerischen, künstle­
risch-wissenschaftlichen oder wissenschaftlichen 
Betrieb werden an der Akademie verwendet: 

1. Personen, die in einem Dienstverhältnis zum 
Bund stehen und an Meisterschulen, an Insti­
tuten, am Kupferstichkabinett oder an der 
Gemäldegalerie verwendet werden, und zwar: 
a) Beamte und Vertragsbedienstete, für wel­

che die Vollendung eines Hochschulstu­
diums vorgeschrieben ist; 

b) sonstige Bedienstete. 
2. Personen, die in einem Dienstverhältnis zum 

Bund stehen und an der Bibliothek verwendet 
werden, und zwar: 
a) Beamte und Vertragsbedienstete, für wel­

che die Vollendung eines Hochschulstu­
diums vorgeschrieben ist; 

b) sonstige Bedienstete. 

§ 10. Als Bedienstete der Verwaltung werden an 
der Akademiedirektion und der Quästur Beamte 
und Vertragsbedienstete des Bundes verwendet. 

Ausschreibung 

§ 11. (1) Alle Planstellen, für welche die Absol­
vierung eines Hochschulstudiums oder eine gleich­
wertige Eignung vorgeschrieben ist, sind vom Aka­
demiekollegium, soweit dieses für die Beschlußfas­
sung über Besetzungsvorschläge zuständig ist, im 
·Mitteilungsblatt der Akademie (§ 37) sowie im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung", erforderlichen­
falls auch in anderen geeigneten Publikationen 
öffentlich auszuschreiben. 

(2) Lehraufträge sind in gleicher Weise auszu­
schreiben. Im Falle eines dringenden Bedarfes kann 
das Akademiekollegium beschließen, von der Aus­
schreibung abzusehen. 

(3) Planstellen für Studienassistenten sind vom 
Akademiekollegium im Mitteilungsblatt der Akade­
mie öffentlich auszuschreiben. 

(4) Planstellen gemäß § 9 Z 1 lit. a, die dem Kup­
ferstichkabinett zugeteilt sind, sowie Planstellen 
gemäß §c 9 Z 2 lit. a sind vom Bibliötheksdirektor, 
Planstellen gemäß § 9 Z Ilit. a, die der Gemäldega­
lerie zugeteilt sind, sind vom Leiter dieser Samm­
lung, Planstellen gemäß § 10, für die die Absolvie­
rung eines Hochschulstudiums vorgeschrieben ist, 
sind vom Akademiedirektor in der im Abs. 1 ange­
führten Weise öffentlich auszuschreiben. Die Plan­
stellen des Bibliotheksdirektors, des Leiters der 
Gemäldegalerie und des Akademiedirektors sind 
vom Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung in gleicher Weise öffentlich auszuschreiben. 

Vorgesetzte 

§ 12. (1) Die in einem Dienstverhältnis zum 
Bund stehenden Angehörigen der Akademie unter-

stehen dem Vorstand (Leiter) der Einrichtung, der 
sie zugeteilt sind. Für Lehrer der Akademie, Mitar­
beiter im Lehrbetrieb sowie Mitarbeiter im künstle­
rischen, künstlerisch-wissenschaftlichen und wis­
senschaftlichen Betrieb sind weitere Vorgesetzte 
der Rektor und der Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung. Der Leiter der Gemäldegale­
rie und der Bibliotheksdirektor, letzterer auch in 
seiner Funktion als Leiter des Kupferstichkabinetts, 
unterstehen unmittelbar dem Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung. 

(2) Vorgesetzte der Bediensteten der Verwaltung 
(Akademiedirektion und Quästur) sind der Akade­
miedirektor, der Rektor und der Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

(3) Vorgesetzte der Bediensteten der Bibliothek 
und des Kupferstichkabinetts sind der Bibliotheks­
direktor und der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung, Vorgesetzte der Bediensteten der 
Gemäldegalerie sind der Leiter der Gemäldegalerie 
und der Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung. 

(4) Der Rektor, der Bibliotheksdirektor und der 
Leiter der Gemäldegalerie können für das ihnen . 
unterstellte Personal mit den Aufgaben einer nach­
geordneten Dienstbehörde gemäß § 2 des Dienst­
rechtsverfahrensgesetzes 1984, BGBI. Nr. 29, 
betraut werden. 

(5) Aus der Lehrbefugnis entspringende Rechte 
sowie die dem Akademiekollegium übertragenen 
Zuständigkeiten in Personalangelegenheiten blei­
ben unberührt. 

(6) Kein Angehöriger der Akademie darf gegen 
sein Gewissen (Art. 14 Staatsgrundgesetz über die 
allgemeinen Rechte der Staatsbürger, RGBI. 
Nr. 142/1867) zur Mitwirkung bei künstlerischen 
oder wissenschaftlichen Arbeiten verhalten werden. 
Aus seiner Weigerung darf ihm kein Nachteil 
erwachsen. 

Lehrbefugnis 

§ 13. (1) Die Lehrbefugnis ist das nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes erworbene 
Recht, die künstlerische, künstlerisch-wissenschaft­
liche oder wissenschaftliche Lehre an der Akademie 
mittels der Einrichtungen der Akademie frei auszu­
üben. 

(2) Personen mit der Lehrbefugnis (venia 
docendi) gemäß § 7 Z 1 sind berechtigt, im Rah­
men ihrer Lehrbefugnis Lehrveranstaltungen aller 
Art abzuhalten. § 2 Abs. 1 des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes, BGBI. Nr.I77/1966, und 
§ 4 Abs. 3 des Kunsthochschul-Studiengesetzes, 
BGBI. Nr. i 87/1983, bleiben unberührt. 

(3) Personen, die die Lehrbefugnis (venia 
docendi) als Ordentliche Hochschulprofessoren 
oder als Ordentliche oder Außerordentliche Uni­
versitätsprofessoren oder als Universitätsdozenten 
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an einer anderen inländischen Hochschule (Univer­
sität) erworben haben, sind berechtigt, Lehrveran­
staltungen an der Akademie anzukündigen, sofern 
das Gebiet ihrer Lehrbefugnis zum Wirkungsbe­
reich der Akademie gehört. Die Abhaltung der 
Lehrveranstaltungen setzt weiters voraus, daß ein 
Bedarf an diesen Lehrveranstaltungen besteht und 
die räumlichen und sonstigen sachlichen Vorausset­
zungen gegeben sind. Die Entscheidung hierüber 
ist vom Akademiekollegium zu treffen. 

(4) Die Lehrbefugnis (venia docendi) eines 
Hochschuldozenten erlischt: 

J. durch Verzicht; 
2. durch fortgesetzte unbegründete Nichtaus­

übung durch zwei Jahre; 
3. mit einer durch ein inländisches Gericht 

erfolgten Verurteilung wegen einer oder meh­
rerer mit Vorsatz begangener strafbarer 
Handlungen zu einer mehr als einjährigen 
Freiheitsstrafe (§ 27 Abs. 1 StGB). Der allfäl­
lige Verlust durch Disziplinarerkenntnis nach 
Maßgabe besonderer V orschriften bleibt 
unberührt. 

(5) Erklärt ein Ordentlicher Hochschulprofessor 
seinen Austritt aus dem Dienstverhältnis oder schei­
det er aus dem aktiven Dienstverhältnis aus, so 
behält er seine Lehrbefugnis. Die weitere Ausübung 
der Lehrbefugnis ist nur insoweit zulässig, als die 
räumlichen und sonstigen sachlichen V orausset­
zungen gegeben sind. Die Entscheidung hierüber 
hat das Akademiekollegium zu treffen. 

(6) Ein Hochschuldozent, der nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres auf die Ausübung seiner Lehr­
befugnis (venia docendi) verzichtet, behält das 
Recht, den mit der Verleihung der Lehrbefugnis 
verbundenen Titel "Hochschuldozent" weiterzu­
führen. Dieses Recht kann vom Akademiekolle­
gium als Auszeichnung auch Personen zuerkannt 
werden, deren Lehrbefugnis gemäß Abs. 4 Z 2 erlo­
schen ist. 

Ordentliche Hochschulprofessoren 

§ 14. (1) Planstellen für Ordentliche Hochschul­
professoren sind spätestens ein Jahr vor ihrem vor­
aussichtlichen Freiwerden öffentlich auszuschrei­
ben. Wird eine Planstelle unerwartet frei oder neu 
geschaffen, ist die Ausschreibung unverzüglich vor­
zunehmen. 

(2) Durch Beschluß des Akademiekollegiums 
können zusätzlich zu den Personen, die sich auf 
Grund der Ausschreibung um eine freie Planstelle 
eines Ordentlichen Hochschulprofessors beworben 
haben, Personen namhaft gemacht werden, deren 
Eignung für die freie Planstelle in einem Beru­
fungsverfahren gleichfalls festzustellen ist. 

(3) Das Akademiekollegium hat die Eignung 
sämtlicher Kandidaten in einem Berufungsverfah­
ren zu beurteilen. Im Berufungsverfahren sind zu 
prüfen: 

1. die Erfüllung der allgemeinen Ernennungser­
fordernisse gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 und 3 des 
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBI. 
Nr. 333; 

2. der Abschluß eines der Verwendung entspre­
chenden inländischen oder gleichwertigen 
ausländischen Hochschul(U niversitäts )stu­
diums; für künstlerische (künstlerisch-wissen­
schaftliche) Fächer kann dieser Nachweis 
auch durch eine gleichzuwertende künstleri­
sche (künstlerisch-wissenschaftliche) Eignung 
ersetzt werden; 

3. die vom Kandidaten bisher erbrachten künst-
lerischen (künstlerisch -wissenschaftlichen, 
wissenschaftlichen) Leistungen sowie 

4. die pädagogische Eignung des Kandidaten. Ist 
es zweifelh3,ft, ob der Kandidat pädagogisch 
geeignet ist, kann ihn das Akademiekollegiu.m 
je nach der Art und den Erfordernissen des 
betreffenden Faches zur Abhaltung einzelner 
Lehrveranstaltungen heranziehen oder einen 
Lehrauftrag für die Dauer von höchstens 
einem Semester beantragen. 

(4) Auf Grund der Ergebnisse des Berufungsver­
fahrens hat das Akademiekollegium dem Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung einen 
Vorschlag für die Besetzung der Planstelle zu 
erstatten, der mindestens die Namen der drei für 
die l Planstelle am besten geeigneten Kandidaten zu 
enthalten hat (Ternavorschlag) . Enthält der V or­
schlag weniger als drei Kandidaten, so ist dies zu 
begründen. Dem Besetzungsvorschlag ist ein 
Bericht des Akademiekollegiums über die Beurtei­
lung aller Kandidaten anzuschließen. Der Bericht 
ist vor der Weiterleitung an den Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung wenigstens zwei 
Wochen in der Akademiedirektion zur Einsicht­
nahme für die Mitglieder des Akademiekollegiums 
aufzulegen. 

(5) Auf Antrag des Akademiekollegiums kann 
die Ernennung eines Ordentlichen Hochschulpro­
fessors auf Zeit nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Dienstrechtes erfolgen. 

(6) Der Besetzungsvorschlag ist spätestens drei 
Monate vor dem voraussichtlichen Freiwerden der 
Planstelle dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung vorzulegen. Bei Neuschaffung der 
Planstelle oder bei unerwartetem Freiwerden ist der 
Besetzungsvorschlag spätestens neun Monate nach 
Bekanntgabe der Schaffung der Planstelle oder 
nach Eintritt der Vakanz vorzulegen. Ist die päd­
agogische Eignung eines Bewerbers, der dieübri­
gen Voraussetzungen erfüllt hat, zu. prüfen, so ver­
längern sich diese Fristen um die Dauer des Lehr­
auftrages. Können die' Fristen nicht eingehalten 
werden, so ist dem Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung über die entgegenstehenden 
Hindernisse unverzüglich zu berichten und ein 
Antrag auf Erstreckung der Frist vorzulegen. 

3 
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(7) Wurde innerhalb der genannten Fristen dem 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
kein Besetzungsvorschlag vorgelegt, so hat dieser 
eine Nachfrist von drei bis sechs Monaten zu set­
zen. Bei fruchtlosem Ablauf der Nachfrist kann der 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
das Berufungsverfahren ohne Besetzungsvorschlag 
einleiten. Das Akademiekollegium ist davon in 
Kenntnis zu setzen. 

(8) Kommt auf Grund eines Besetzungsvorschla­
ges eine Ernennung nicht zustande, so ist die Plan­
stelle neuerlich auszuschreiben und das Berufungs­
verfahren neu durchzuführen. 

(9) Mit der Ernennung erwirbt der Ordentliche 
Hochschulprofessor die Lehrbefugnis (venia 
docendi) für das ganze Gebiet des Faches, für das 
er ernannt wurde. Eine allenfalls vor der Ernen­
nung erworbene andere oder weitergefaßte Lehrbe­
fugnis (venia docendi) wird hil::durch nicht berührt; 
bezüglich ihrer Ausübung an der Akademie gilt 
§ 13 Abs. 5 zweiter Satz sinngemäß. 

Emeritierte Ordentliche Hochschulprofessoren 

§ 15. Emeritierte Ordentliche Hochschulprofes­
soren sind ehemalige Ordentliche Hochschulpro­
fessoren, die nach Maßgabe besonderer gesetzli­
cher Vorschriften von der Erfüllung ihrer Dienst­
pflichten, insbesondere der Lehrverpflichtung, auf 
Dauer entbunden sind (Emeritierung). Sie sind zur 
weiteren Ausübung der Lehrbefugnis in ihrem bis­
herigen Fach berechtigt, soweit die räumlichen und 
sonstigen sachlichen Voraussetzungen hiefür gege­
gen sind. Die Entscheidung hierüber hat das Aka­
demiekollegium zu treffen. 

Gastprofessoren 

§ 16. (1) Als Gastprofessoren können vom Aka­
demiekoJlegium Künstler oder Wissenschaftler, die 
nicht an der Akademie tätig sind, zur Abhaltung 
von Lehrveranstaltungen aus bestimmten Fächern 
auf bestimmte Zeit eingeladen werden. Der 
Beschluß bedarf der Genehmigung des Bundesmi­
nisters für Wissenschaft und Forschung. Durch die 
Einladung als Gastprofessor wird kein Dienstver­
hältnis begründet. Mit der Einladung als Gastpro­
fessor ist für die Dauer der Ausübung der Lehrbe­
fugnis an der Akademie das Recht zur Führung des 
Titels "Gastprofessor" verbunden. 

(2) Gastprofessoren kann nach Maßgabe des § 3 
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr­
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen, BGBI. 
Nr. 463/1974, eine Vergütung bewilligt'werden. 

Honorarprofessoren 

§ 17. Künstlern oder Wissenschaftlern, die nicht 
als Ordentliche Hochschulprofessoren an der Aka­
demie tätig sind, kann das Akademiekollegium in 
Würdigung ihrer besonderen künstlerischen, wis-

senschaftlichen oder in der Lehre erbrachten Lei­
stungen die Lehrbefugnis für das ganze Gebiet oder 
für ein selbständiges Teilgebiet eines künstleri­
schen, künstlerisch-wissenschaftlichen oder wissen­
schaftlichen Faches verleihen. Der Beschluß bedad 
der Genehmigung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung. Mit der Verleihung der 
Lehrbefugnis ist' das Recht zur Führung des Titels 
"rI0norarprofessor" v~rbunden. 

Hochschuldozenten 

§ 18. (1) Die Lehrbefugnis (venia docendi) für 
ein künstlerisches oder künstlerisch-wissenschaftli­
ches Fach in seinem ganzen Umfang oder für ein 
selbständiges Teilgebiet eines solchen Faches wird 
an der Akademie nach Maßgabe folgender Bestim­
mungen erworben. 

(2) Die Lehrbefugnis als Hochschuldozent wird 
vom Akademiekollegium auf Grund eines Habilita­
tionsverfahrens verliehen. Ein Dienstverhältnis wird 
hiedurch nicht begründet. Der Beschluß bedarf der 
Genehmigung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung. 

(3) Das Habilitationsverfahren gliedert sich in 
folgende Abschnitte: -

1. Prüfung des Ansuchens des Bewerbers auf 
dessen Eignung im allgemeinen; 

2. Begutachtung der Habilitationsarbeit und der 
sonstigen künstlerischen (künstlerisch-wissen­
schaftlichen) Arbeiten des Bewerbers verbun­
den mit einer Aussprache über die angeführ­
ten Arbeiten; 

3. Begutachtung der didaktischen Fähigkeiten 
des Bewerbers. 

§ 19. (1) Im ersten Abschnitt des Habilitations­
verfahrens ist zu prüfen, ob 

1. der Bewerber die österreichische Staatsbür­
gerschaft besitzt. Ausländer und Staatenlose 
sind zur Bewerbung um die Lehrbefugnis als 
Hochschuldozent zuzulassen, wenn sie an 
einer anderen Hochschule (Universität) eine 
künstlerische (künstlerisch-wissenschaftliche) 
Lehrtätigkeit ausüben oder an diesen Einrich­
tungen im künstlerischen (künstlerisch-wis­
~enschaftlichen) Betrieb tätig sind, oder eine 
wertvolle künsderische(künstlerisch-wissen­
schaftliche) Tätigkeit in Österreich oder im 
Interesse Österreichs zu erwarten ist; 

2. der Bewerber ein inländisches oder gleichwer­
tiges ausländisches Hochschulstudium abge­
schlossen hat, das für das Habilitationsfach in 
Betracht kommt. Sofern für das Habilitations­
fach ein Doktorat in Betracht kommt, ist die­
ses zu fordern; 

3. kein Ausschließungsgrund für das aktive 
Wahlrecht zum Nationalrat vorliegt; 

4. das Fach, für das die Lehrbefugnis angestrebt 
wird, den Voraussetzungen des § 18 Abs. 1 
entspricht; 
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5. dieses Fach zum Wirkungsbereich der Akade­
mie gehört; 

6. der Bewerber alle für die Beurteilung seines 
Ansuchens notwendigen Unterlagen, insbe­
sondere die Habilitationsarbeit und seine son­
stigen künstlerischen (künstlerisch-wissen­
schaftlichen) Arbeiten oder eine Dokumenta­
tion dieser Arbeiten vorgelegt hat. 

(2) Liegen die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 
Z 1 bis 5 nicht vor, so ist das Ansuchen als unzuläs" 
sig zurückzuweisen. Fehlt die Voraussetzung 
gemäß Z 6, so ist das Ansuchen zwecks Ergänzung 
zurückzustellen. ' 

(3) Der zweite Abschnitt des HabilitatioMverfah­
rens dient der Beurteilung der Habilitationsarbeit 
sowie der anderen vorgelegten künstlerischen 
(künstlerisch-wissenschaftlichen) Arbeiten des 
Bewerbers durch das Akademiekollegium sowie 
einer Aussprache mit dem Bewerber über die 
erwähnten Arbeiten. Vom Bewerber ist eine aus­
drucklich als Habilitationsarbeit zu bezeichnende 
künstlerische (künstlerisch-wissenschaftliche) 
Arbeit vorzulegen. Als Habilitationsarbeit können 
auch mehrere Einzelärbeiten gemeinsam vorgelegt 

. werden. In einer Gemeinschaftsarbeit entstandene 
künstlerische (künstlerisch-wissenschaftliche) Pro­
jekte sind Einzelarbeiten gleichzuhalten, sofern der 
Anteil des Habilitationswerbers festgestellt werden 
kann. Das Akademiekollegium hat zu beurteilen, 
ob die Habilitationsarbeit die künstlerische (künst­
lerisch-wissenschaftliche) Beherrschung des Habili­
tationsfaches und die Fähigkeit zu seiner Förde­
rung beweist. Bei dieser Beurteilung ist auch das 
Ergebnis der Beurteilung der anderen künstleri­
schen (künstlerisch-wissenschaftlichen) Arbeiten zu 
berücksichtigen. Das Akademiekollegium hat zwei 
voneinander unabhängige Gutachten über die 
Habilitationsarbeit und die sonstigen künstleri­
schen (künstlerisch-wissenschaftlichen) Arbeiten 
von Mitgliedern des Akademiekollegiums aus dem 
Kreise der Hochschulprofessoren einzuholen. 
Gehört dem Akademiekollegium nur ein fachzu­
ständiger Gutachter aus dem Kreise der Hoch­
schul professoren an, so ist ein zweiter Gutachter 
vom Akademiekollegium aus dem Kreise der fach­
zuständigen Hochschulprofessoren anderer Hoch­
schulen oder aus dem Kreise der fachzuständigen 
Universitätsprofessoren zu bestellen. Im Beda,rfs­
falle können auch fachzuständige ausländische 
Hochschulprofessoren __ . (Universitätsprofessoren) 
bestellt werden. Dem Habilitationswerber steht es 
frei, Gutachten über die Habilitationsarbeit und 
seine anderen künstlerischen (künstlerisch-wissen­
schaftlichen) Arbeiten vorzulegen. Die im Habilita­
tionsverfahren erstellten Gutachten sind vor 
Beschlußfassung des Akademiekollegiums durch 
zwei Wochen zur Einsicht für die Mitglieder des 
Akademiekollegiums und den Habilitationswerber 
in der Akademiedirektion aufzulegen. 

(4) Im dritten Abschnitt des Habilitationsverfah­
rens sind die didaktischen Fähigkeiten des Bewer­
bers zu beurteilen. Hiebei ist insbesondere eine 
Tätigkeit als Lehrbeauftragter zu berücksichtigen. 
Kann der Bewerber keine für die Beurteilung aus­
reichenden Unterlagen über eine bisherige Lehrtä­
tigkeit vorlegen, so hat er nach positivem Abschluß 
des zweiten Abschnittes des Habilitationsverfah­
rens das Recht auf die Erteilung eines remunerier­
ten Lehrauftrages aus dem Habilitationsfach im 
Ausmaß von höchstens zwei Wochenstunden für 
ein Semester oder - im Einvernehmen mit dem 
betreffenden Leiter der Lehrveranstaltung .:.... auf 
die' Übernahme eines Teiles einer bestehenden 
Lehrveranstaltung. Solche Lehrveranstaltungen 
sind ausdrücklich als zum Habilitationsverfahren 
gehörig anzukündigen; sie sind in der Regel wäh­
rend eines Teiles des Semesters mit einer entspre­
chend erhöhten Zahl v6n Wochenstunden durch­
zuführen. Wenigstens zwei Mitglieder des. Akade­
miekollegiums haben der Lehrveranstaltung regel­
mäßig beizuwohnen und ein Gutachten über die 
didaktischen Fähigkeiten des Habilitationswerbers 
abzugeben. 

(5) Erscheint der Habilitationswerber auf Grund 
der Beurteilung seiner didaktischen Fähigkeiten 
(Abs.4) zu diesem Zeitpunkt noch nicht geeignet, 
so ist er zu einer einmaligen Wiederholung der 
Lehrtätigkeit frühestens nach einem, spätestens 
nach zwei Jahren zuzulassen. 

(6) Unbeschadet des Abs. 5 hat am Schluß des 
ersten und zweiten Abschnittes des Habilitations­
verfahrens das Akademiekollegium mit Bescheid 
darüber abzusprechen, ob der Bewerber zum 
jeweils folgenden Absch~itt des Habilitationsver­
fahrens zugelassen wird. Beschlüsse über einen 
gegenüber dem Ansuchen eingeschränkten Umfang 
der Lehrbefugnis können am Ende des zweiten und 
dritten Abschnittes gefaßt werden. Nach positiver 
Beurteilung aller Abschnitte gilt die Lehrbefugnis 
als Hochschuldozent vorbehaltlich der Genehmi­
gung des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung als erteilt. 

Hochschulassistenten und Vertragsassistenten 

§ 20. (1) Hochschulassistenten sind Bundesbe­
amte nach Maßgabe besonderer gesetzlicher V or­
schriften. Vertragsassistenten sind Vertragsbedien­
stete des Bundes, die nach besonderen gesetzlichen 
Vorschriften zur Erfüllung von Aufgaben eines 
Hochschulassistenten auf bestimmte Zeit aufge­
nommen werden. 

(2) Die Aufnahme der Hochschulassistenten und 
der Vertragsassistenten erfolgt durch den Bundes­
ministerfür Wissenschaft und Forschung auf 
Antrag des Akademiekollegiums nach Ausschrei­
bung der Planstelle. Der Leiter der Meisterschule 
(Vorstand des Institutes), der (dem) die Planstelle 
zugewiesen wurde, ist vom Ergebnis der Ausschrei-
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bung (§ 11 Abs. 1) in Kenntnis zu setzen. Er ist 
berechtigt, dem Akademiekollegium einen V or­
schlag vorzulegen, der mindestens die Namen der 
drei für die Besetzung der Planstelle am besten 
geeigneten Bewerber zu enthalten hat. Enthält der 
Vorschlag weniger als drei Bewerber, so ist dies zu 
begründen. Das Akademiekollegium hat aus dem 
Vorschlag einen Bewerber auszuwählen. 

Bundeslehrer und Vertragslehrer 

§ 21. Bundeslehrer und Vertragslehrer erwerben 
mit Beginn ihrer Verwendung an der Akademie die 
Lehrbefugnis für das von ihnen vertretene künstle­
rische, künstlerisch-wissenschaftliche, wissen~chaft­
liche oder praktische Fach. 

Lehrbeauftragte 

§ 22. (1) Auf Antrag des Akademiekollegiums 
können vom Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung Künstlern, Wissenschaftlern und ande­
ren Fachleuten für die Abhaltung künstlerischer, 
künstlerisch-wissenschaftlicher, wissenschaftlicher 

. oder praktischer Lehrveranstaltungen auf be­
stimmte oder unbestimmte Zeit remunerierte oder 
nichtremunerierte Lehraufträge erteilt werden. 
Voraussetzung für die Erteilung eines Lehrauftra­
ges ist der Nachweis des Abschlusses eines der Ver­
wendung entsprechenden inländischen oder gleich­
wertigen ausländischen Hochschul(Universi­
täts)studiums. Bei künstlerischen, künstlerisch-wis­
senschaftlichen und praktischen Lehrveranstaltun­
gen kann dieser Nachweis auch durch eine gleich­
zuwertende. Eignung ersetzt werden. 

(2) Für remunerierte Lehraufträge gebührt eine 
Remuneration nach Maßgabe besonderer gesetzli­
cher Vorschriften. 

(3) Durch die Erteilung eines Lehrauftrages wird 
kein Dienstverhältnis begründet. 

(4) Das Akademiekollegium hat im selbständigen 
Wirkungsbereich zu bestimmen, ob ein Lehrbeauf­
tragter auf Grund der Themen der von ihm abzu­
haltenden Lehrveranstaltungen einer Meisterschule 
oder einem Institut zuzuordnen ist. Der Leiter der 
(des) fachlich in Betracht kommenden Meister­
schule (Institutes) ist vor dei Beschlußfassung zu 
hören. Durch eine Zuordnung werden Rechte des 
Lehrbeauftragten, die aus seiner Lehrbefugnis (§ 7 
Z 2 lit. c sublit. bb und § 13 Abs. 1) entspringen, 
nicht berührt. 

Studienassistenten 

§ 23. (1) Studienassistenten sind Vertragsbedien­
stete des Bundes, die nach besonderen gesetzlichen 
Vorschriften zur Mitwirkung bei Lehrveranstaltun­
gen, zur Betreuung von Studierenden sowie zur 
Mitwirkung bei künstlerischen, künstlerisch-wis­
senschaftlichen oder wissenschaftlichen Arbeiten 
auf bestimmte Zeit aufgenömmen werden. Als Stu­
dien assistenten können Studierende aufgenommen 

werden, welche die für die Verwendung in Betracht 
kommenden Prüfungen oder wesentliche Teile der­
selben schon abgelegt haben. 

(2) Studienassistenten sind auf Vorschlag des 
Akademiekollegiums vom Bundesminister für Wis­
senschaft und Forschung auf bestimmte Zeit aufzu­
nehmen. 

(3) Die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 sind sinne 
gemäß anzuwenden. 

Mitarbeiter im künstlerischen, künstlerisch-wissen­
schaftlichen und wissenschaftlichen Betrieb 

§ 24. (1) Die Aufnahme von Beamten und Ver­
tragsbediensteten, die im künstlerischen, künstle­
risch-wissenschaftlichen und wissenschaftlichen 
Betrieb verwendet werden, erfolgt auf Vorschlag 
des Akademiekollegiums durch den Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

(2) Die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 sind sinn­
gemäß anzuwenden. 

(3) Die Aufnahme der Bediensteten der Biblio­
thek und des Kupferstichkabinetts erfolgt auf Vor­
schlag des Bibliotheksdirektors durch den Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung, die Auf­
nahme der Bediensteten der Gemäldegalerie erfolgt 
auf Vorschlag des Leiters dieser Sammlung durch 
den Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung. Der Bibliotheksdirektor und der Leiter der 
Gemäldegalerie sind vom Bundesminister für Wis­
senschaft und Forschung auf Grund einer öffentli­
chen Ausschreibung (§ 11 Abs.4) nach Anhörung 
des Akademiekollegiums zu bestellen. 

Bedienstete der Verwaltung 

§ 25. Die Aufnahme von Beamten und Vertrags­
bediensteten, die in der Verwaltung (Akademiedi­
rektion und Quästur) verwendet werden, erfolgt 
auf Vorschlag des Akademiedirektors durch den 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung. 
Der Akademiedirektor ist vom Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung auf Grund einer 
öffentlichen Ausschreibung (§ 11 Abs.4) nach 
Anhörung des Akademiekollegiums zu bestellen. 

III. ABSCHNITT 

OBERSTE ORGANE DER AKADEMIE 

Gliederung 

§ 26. Oberste Organe der Akademie sind: 
1. das Akademiekollegium; 
2. der Rektor. 

Zusammensetzung des Akademiekollegiums 

§ 27. (1) Dem Akademiekollegium gehören an: 
1. die an der Akademie tätigen Ordentlichen 

Hochschulprofessoren ; 
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2. der Vorsitzende des Dienststellenausschusses 
für Hochschullehrer; 

3. der Vorsitzende des Dienststellenausschusses 
für die sonstigen Bediensteten; bei der Bera­
tung und Beschlußfassung über Angelegenhei­
ten des Bibliothekswesens gemäß § 59 Abs. 6 
und 7. tritt an die Stelle des Vorsitzenden des 
Dienststellenausschusses für die sonstigen 
Bediensteten der Vorsitzende des Dienststel­
lenausschusses an der Bibliothek; 

4. der Vorsitzende des Hauptausschusses der 
Hochschülerschaft; 

5. die Mitglieder aus dem Kreis der Angehöri­
gen der Akademie gemäß § 7 Z 1 lit. e sowie 
Z 2; 

6. die Mitglieder aus dem Kreis der ordentlichen 
Hörer; 

7. der Akademiedirektor; 
8. der Bibliotheksdirektor mit beratender 

Stimme und Antragsrecht, aber mit beschlie­
ßender Stimme bei Behandlung von Angele­
genheiten, von denen die Bibliothek oder das 
Kupferstichkabinett berührt werden; 

9. der Leiter der Gemäldegalerie mit beratender 
Stimme und Antragsrecht, aber mit beschlie­
ßender Stimme bei Behandlung von Angele­
genheiten, von denen die Gemäldegalerie 
berührt wird. 

(2) Die Zahl der Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 5 
und 6 beträgt je die Hälfte der um die Zahl fünf 
verminderten Gesamtzahl der der Akademie zuge­
wiesenen Planstellen für Ordentliche Hochschul­
professoren. Ergibt sich hiebei eine Dezimalzahl, so 
ist auf die nächsthöhere ganze Zahl aufzurunden. 
Der Vorsitzende des Hauptausschusses der Hoch­
schülerschaft ist in die Zahl der Mitglieder aus dem 
Kreis der ordentlichen Hörer einzurechnen. Bei 
Freiwerden einer Planstelle eines Ordentlichen 
Hochschulprofessors ist ein Mitglied des Akade­
miekollegiums aus dem Kreis der Ordentlichen 
Hochschulprofessoren fur die Dauer der Vakanz 
der Planstelle mit der Führung einer zusätzlichen 
Stimme zu betrauen. Die Entscheidung ist von den 
Ordentlichen Hochschulprofessoren unter sinnge­
mäßer Anwendung des § 36 Abs. 2 zu treffen. 

(3) Die Mitglieder des Akademiekollegiums 
gemäß Abs. 1 Z 5 sind aus dem Kreis der Angehöri­
gen der Akademie gemäß § 7 Z 1 lit. e sowie Z 2 
für eine Funktionsperiode von zwei Jahren zu wäh­
len. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu 
wählen. Die Wahl ist in einer vom Vorsitzenden 
des Dienststellenausschusses für Hochschullehrer 
einzuberufenden und von ihm zu leitenden Wahl­
versammlung vorzunehmen. Die Einberufung der 
Wahlversammlung hat spätestens zwei Wochen vor 
dem Wahltag durch Anschlag an der Amtstafel der 
Akademiedirektion zu erfolgen. Der Anschlag gilt 
als Ladung zur Wahlversammlung. Die Wahlver­
sammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens ein 
Viertel der Wahlberechtigten anwesend ist. 

(4) Die Wahl hat persönlich, schriftlich und 
geheim zu erfolgen. Wahlberechtigt sind alle Ange­
hörigen der Akademie gemäß § 7 Z 1 lit. e sowie 
Z 2. Wählbar sind nur jene Wahlberechtigten, die 
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 

(5) Die Mitgiieder und Ersatzmitglieder sind 
gesondert und einzeln zu wählen. Mindestens die 
Hälfte der Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 5 ist aus dem 
Kreis der Angehörigen der Akademie zu wählen, 
die in einem der Akademie zugeordneten Dienst­
verhältnis zum Bund stehen. Gewählt ist, wer mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhalten 
hat. Wird im ersten Wahlgang eine absolute Mehr­
heit nicht erreicht, so ist in einer Stichwahl zwi­
schen jenen Kandidaten zu entscheiden, die im 
ersten Wahlgang die beiden hochsten Stimmenzah­
len erhalten haben. Führt auch die Stichwahl zu 
keinem Ergebnis, so entscheidet das Los, das vom 
Leiter der Wahlversammlung zu ziehen ist: 

(6) Über den Wahlvorgang ist ein Protokoll auf­
zunehmen. 

(7) Durch die Bestimmungen des Abs. 1 Z 2 und 
3 werden die Rechte und Pflichten der Personalver­
tretung (Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBL 
Nr.133/1967) nicht berührt. 

§ 28. (1) Die Mitglieder des Akademiekollegiums 
aus dem' Kreis der ordentlichen Hörer sind vom 
Hauptausschuß der Hochschülerschaft für die 
Dauer der Funktionsperiode dieses Organs der 
Hochschülerschaft zu entsenden. Für jedes Mit­
glied ist ein Ersatzmitglied namhaft zu machen. 

(2) Es dürfen nur ordentliche Hörer als Mitglie­
der entsendet oder als Ersatzmitglieder namhaft 
gemacht werden, die die österreichische Staatsbür­
gerschaft besitzen oder österreichischen Staatsbür- . 
gern gleichgestellt sind. 

§ 29. Jedes Mitglied ist zur Teilnahme an den 
Sitzungen des Akademiekollegiums verpflichtet. Ist 
ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzunehc 

men, so hat es dies dem V orsitzepden unter Angabe 
der Gründe bekanntzugeben. Hinsichtlich der Ver­
tretung gilt folgendes: 

1. Ordentliche Hochschulprofessoren sind im 
Falle ihrer Verhinderung berechtigt, ihre 
Stimme einem anderen Hochschulprofessor 
für die Dauer einer Sitzung oder eines Teiles 
einer Sitzung zu übertragen. Die Stimmüber­
tragung hat schriftlich zu erfolgen. Der V or­
sitzende ist hievon in Kenntnis zu setzen. 
Einem Hochschulprofessor kann nur eine 
Stimme übertragen werden. Der vertretende 
Ho<;:b.schulprofessor hat in der betreffenden 
Sitzung zwei Stimmen. 

2. Bei Verhinderung einer der im § 27 Abs. 1 Z 2 
bis 4 bezeichneten Personen nimmt der auf 
Grund der Bestimmungen des Bundes-Perso­
nalvertretungsgesetzes, BGBL Nr.133/1967, 
bzw. des Hochschülerschaftsgesetzes, BGBL 
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Nr.309/1973, bestellte Stellvertreter an der 
Sitzung teil. 

3. Bei Verhinderung einer der im § 27 Abs. 1 Z 5 
und 6 bezeichneten Personen nimmt das 
'gewählte (entsendete) Ersatzmitglied an der 
Sitzung teil. 

4. Bei Verhinderung einer der im § 27 Abs. 1 Z 7 
bis 9 bezeichneten Personen nimmt deren 
Stellvertreter (§ 49 Abs. 4, § 59 Abs. 3, § 61 
Abs. 2) an der Sitzung teil. 

§ 30. Bei dauernder Verhinderung einer der im 
§ 27 Abs. 1 Z 5 und 6 bezeichneten Personen ist 
eine Neuwahl (Neuentsendung) für den Rest der 
Funktionsperiode durchzuführen. 

§ 31. (1) Personen, die eine Funktion gemäß § 27 
Abs. 1 Z 2 bis 4 ausüben, dürfen für die Dauer die­
ser Funktion nicht zu Mitgliedern des Akademie­
kollegiums gemäß § 27 Abs. 1 Z 5 oder 6 gewählt 
bzw. in das Akademiekollegium entsendet werden. 

(2) Wird ein Mitglied des Akademiekollegiums 
gemäß § 27 Abs. 1 Z 5 oder 6 mit einer der im § 27 
Abs. 1 Z 2 bis 4 angefüp.rten Funktionen betraut, so . 
gehört er dem Akademiekollegium nur mehr in die­
ser Funktion an. Für den Rest der Funktionspe­
riode ist eine Neuwahl (Neuentsendung) eines Mit­
gliedes gemäß § 27 Abs. 1 Z 5 bzw. 6 vor~uneh­
men. 

(3) Mit Ausnahme der im § 27 Abs. 2 vierter und 
fünfter Satz und im § 29 Z 1 geregelten Fälle hat 
jedes Mitglied des Akademiekollegiums nur eine 
Stimme. 

§ 32. Kommt ein zur Wahl oder Entsendung von 
Vertretern in das Akademiekollegium berufenes 
Organ (Gruppe von Hochschulangehörigen) dieser 
Verpflichtung nicht zeitgerecht nach, so hat der 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
diesem Organ (Gruppe von Hochschulangehöri­
gen) eine angemessene Frist zur Wahl oder Entsen­
dung zu setzen. Verstreicht diese Frist ergebnislos, 
so gilt das Akademiekollegium ungeachtet der Tat­
sache der Nichtbesetzung einiger seiner Mitglieder­
stellen als gesetzmäßig zusammengesetzt. 

Wirkungsbereich 

§ 33. (1) Zum Wirkungsbereich des Akademie­
kollegiums gehören: 

,. 

1. jene Angelegenheiten der Lehre, der Erschlie­
ßung der Künste und der Forschung, die nicht 
anderen Organen der Akademie zugewiesen 
sind, sowie. die Koordinierung und Kontrolle 
aller Einri~htungen und Organe der Akade­
mie mit Ausnahme der Bibliothek. Die Besor­
gung dieser Angelegenheiten fällt in den selb­
ständigen Wirkungsbereich der Akademie;, 

2. jene Angelegenheiten der Verwaltung der 
Akademie, die nicht anderen Einrichtungen 
der Akademie zugewiesen wurden; die Besor-

gung dieser Angelegenheiten fällt in den über­
tragenen Wirkungsbereich der Akademie. 

(2) Vom Akademiekollegium sind i~ selbständi­
gen Wirkungsbereich zu besorgen: 

1. die Stellung von Anträgen auf Errichtung, 
Benennung und Auflassung von Meister­
schulen und Instituten; 

2. die Stellung von Anträgen auf Einrichtung 
neuer Studienrichtungen, die Beschlußfas­
sung über Anregungen auf Änderung von 
Studiengesetzen und Studienordnungen 
sowie die Beschlußfassung über die Einset­
zung von Studienkommissionen und die 
Behandlung von Vorschlägen der Studien­
kommissionen für die Gestaltung der Stu­
dien; 

3. das Studien- und Prüfungsw~sen, soweit hie­
für nicht andere Organe der Akademie, ins­
besondere Studienkommissionen oder Prü­
fungskommissionen (Prüfungssenate) zu­
ständig sind; 

4. die Stellungnahme zu Anträgen der Meister­
schulen, der Institute, der Studienkommis­
sionen und anderer Einrichtungen der Aka.­
demie, die ihm vom Rektor vorgelegt wer­
den; 

5. die Ausschreibung von Planstellen (§ 11), 
soweit das Akademiekollegium zur 
Beschlußfassung über Besetzungsvorschläge 
zuständig ist, nach Anhörung des Vorstan­
des (Leiters) der in Betracht kommenden 
Einrichtung; 

6. die Erstattung von Vorschlägen zur Beset­
zung von Planstellen für Ordentliche Hoch­
schulprofessoren ; 

7. die Erstattung von Vorschlägen zur Beset­
zung aller übrigen der Akademie zugewiese­
nen Planstellen, soweit in diesem Bundesge­
setz nichts anderes bestimmt wird. Vor der 
AntragsteIlung ist der Vorstand (Leiter) der 
in Betracht kommenden Einrichtung zu 
hören; 

8. die Stellung von Anträgen auf Verleihung 
des Berufstitels Ordentlicher oder Außeror­
dentlicher Hochschulprofessor; 

9. die Verleihung der Lehrbefugnis als Hono­
rarprofessor und Hochschuldozent; 

10. die Einladung von Gastprofessoren und 
Gastvortragend en; 

11. die Stellung von Anträgen auf Erteilung von 
Lehraufträgen sowie Entscheidungen gemäß 
§ 22 Abs. 4; 

12. die Stellung von Anträgen auf Bestellung 
von Meisterschulleitern und Institutsvorstän­
den sowie von supplierenden Leitern von 
Meisterschulen und Instituten; 

13. Entscheidungen gemäß § 13 Abs. 3, 5 und 6, 
§ 14 Abs. 9 und § 15; 

14. die Beschlußfassung über die Einrichtung, 
Benennung und Auflassung von Lehrgängen 
und Kursen. Der Beschluß hat auch nähere 
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Angaben über Ort, Zeit, Zulassungs- und 
Studienbestimmungen der Lehrgänge und 
Kurse zu enthalten; 

15. die Verfügung über die der Hochschule 
zugewiesenen Grundstücke, Gebäude und 
Räume, insbesondere ihre Zuweisung an 
Meisterschulen, Institute und andere Ein­
richtungen der Akademie, sowie die zeitwei­
lige Überlassung von Räumlichkeiten . der 
Akademie anhochschulfremde Institutionen 
für die Abhaltung von Veranstaltungen; 

16. die Beschlußfassung über den Budget- und 
Stellenplanantrag der Akademie, sowie die 
Stellungnahme zum Budget- und Stellen­
pianantrag der Bibliothek; 

17. die Auf teilung der der Akademie aus dem 
Budget des Bundes zugewiesenen Mittel auf 
die Meisterschulen, die Institute, die beson­
deren Einrichtungen der Akademie mit Aus­
nahme der Bibliothek und die Verwaltungs­
einrichtungen sowie für die vom Akademie­
kollegium selbst zu besorgenden Aufgaben, 
weiters die Auf teilung der der Akademie 
zugewiesenen Planstellen, soweit die Bud­
getmittel und Planstellen nicht vom Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung 
bestimmten Zwecken gewidmet wurden; 

18. der Abschluß unentgeltlicher Rechtsge­
schäfte, wodurch die Akademie Vermögen 
und Rechte erwirbt, die Verfügung über da's 
so gewonnene Vermögen der Akademie und 
der Abschluß von Verträgen gemäß § 1 
Abs.3 Z 4; 

19. die Beschlußfassung über eine Hausordnung 
der Akademie, in der für die Sicherheit und 
die Ordnung der Akademie vorzusorgen ist, 
insbesondere im Hinblick auf die Durchfüh­
rung der Lehr-, Forschungs- und Verwal­
tungsaufgaben der Akademie, ihrer Organe 
und der Angehörigen der Akademie, sowie 
im Hinblick auf den sicheren Betrieb der 
Einrichtungen, Apparate, Geräte und 
maschinellen Anlagen, sowie über Maßnah­
men zur Einhaltung der hochschulrechtli­
chen Vorschriften, insbesondere der Haus­
ordnung, durch Androhung bzw. Verhän­
gung von angemessenen Benützungsbe­
schränkungen bzw. Benützungsverboten 
unter Beachtung des Grundsatzes der Ver­
hältnismäßigkeit der Mittel; 

20. die Wahl des Rektors; 
21. die Wahl des Prorektors gemäß § 39 Abs. 2; 
22. die Verleihung akademischer Grade, die 

Nostrifizierung ausländischer Studienab­
schlüsse und ausländischer akademischer 
Grade sowie deren Widerruf; 

23. die Verleihung akademischer Ehrungen 
sowie deren Widerruf; 

24. die Einstellung der Ausführung von 
Beschlüssen der Studienkommissionen und 
der sonstigen Organe von Einrichtungen der 

Akademie, die nach Auffassung des Akade­
miekollegiums mit Gesetzen und Verord­
nungen im Widerspruch stehen, und die Ver­
ständigung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung; 

25. die Beschlußfassung über die Geschäftsord­
nung des Akademiekollegiums ; 

26. die Genehmigung der Institutsordnungen; 
27. mit Genehmigung des Bundesministers für 

Wissenschaft und Forschung der Beitritt zu 
Vereinen, zu sonstigen juristischen Personen 
sowie zu zwischenstaatlichen Organisatio­
nen, deren Zweck die Förderung von Aufga­
ben der Akademie ist; 

28. die Beschlußfassung über Veranstaltungen 
der Akademie; 

29. die Erstattung von Gutachten über Gegen­
stände, die zu den der Akademie anvertrau­
ten Gebieten der Kunst oder Wissenschaft . 
gehören; 

30. die Wahrnehmung von Aufgaben im Bereich 
der Bibliothek (§ 59 Abs. 7), des Kupferstich­
kabinetts (§ 60 Abs. 3) und der Gemäldega­
lerie (§ 61 Abs. 3 und 5); 

31. die Beschlußfassung über Stellungnahmen 
gemäß § 24 Abs. 3 zweiter Satz und § 25 
zweiter Satz; 

3i. die Entscheidung, inwieweit Personen, die 
nicht im Bundesdienst, sondern in einem . 
Dienstverhältnis zu einer anderen Körper­
schaft des öffentlichen oder privaten Rechtes 
stehen und von dieser der Akademie zur 
Dienstleistung zugeteilt werden, wissen­
schaftliche oder künstlerische Mitarbeiter 
sowie Bewerber um die Lehrbefugnis als 
Hochschuldozent (§§ 18 und 19), die in kei­
nem der Akademie zugeordneten Dienstver­
hältnis stehen, und Angestellte der Akademie 
oder einer ihrer Einrichtungen im Rahmen 
des § 1 Abs. 3 für die Dauer ihrer Tätigkeit 
an der Akademie den Angehörigen der Ab­
demie gleichgestellt werden. 

Kommissionen 

§ 34. (1) Das Akademiekollegium kann zur Vor­
beratung, Begutachtung und Bearbeitung einzelner 
seinem Wirkungsbereich zugehörender Angelegen­
heiten ständige oder nichtständige Kommissionen 
einsetzen. Aus Gründen der Zweckmäßigkeit, 
Raschheit, Einfachheit oder Kostenersparnis kann 
einer Kommission auch die Entscheidung über die 
ihr zugewiesenen Angelegenheiten übertragen 'wer­
den. 

(2) Der Beschluß über die Einsetzung einer 
Kommission und über deren Zusammensetzung 
bedarf einer Zweidrittelmehrheit. Einer Kommis­
sion dürfen nur Mitglieder oder Ersatzmitglieder 
des Akademiekollegiums angehören. Bei der fest­
setzung der Zahlen der Kommissionsmitglieder ist 
auf das Stärkeverhältnis der Gruppen von Angehö~ 

411 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 13 von 25

www.parlament.gv.at



14 411 der Beilagen 

rigen der Akademie gemäß § 27 Abs. 1 Z 1,5 und 6 
im Akademiekollegium'Bedacht zu nehmen, Unter 
Berücksichtigung der Aufgaben der Kommission ist 
vom Akademiekollegium zu entscheiden, ob und 
welche Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Akade­
miekollegiums gemäß § 27 Abs, 1 Z 2 bis 4 und Z 7 
bis 9 der Kommission mit beschließender Stimme 
oder beratender Stimme und Antragsrecht zusätz­
lich anzugehören haben. 

(3) Die Kommissionsmitglieder (Ersatzmitglie­
der) werden von der jeweiligen Gruppe von Mit­
gliedern des Akademiekollegiums (Ordentliche 
Hochschulprofessoren, Mitglieder gemäß § 27 
Abs. 1 Z 5 und 6) bestellt. Für diese Bestellungen 
gelten die Bestimmungen des § 36 Abs. 2 sinnge­
mäß. 

§ 35. Der Vorsitzende der Kommission ist in der 
vom dienstältesten Ordentlichen Hochschulprofes­
sor der Kommission einzuberufenden und zu lei­
tenden konstituierenden Sitzung aus dem Kreise 
der Ordentlichen Hochschulprofessoren oder der 
Gruppe von Hochschulangehörigen gemäß § 27 
Abs. 1 Z 5, die in einem der Akademie zugeordne­
ten Dienstverhältnis zum Bund stehen, zu wählen. 
§ 27 Abs. 4 erster Satz, Abs. 5 dritter bis letzter Satz 
und Abs. 6 ist sinngemäß anzuwenden. In Kommis­
sionen, die für das Berufungsverfahren der Ordent­
lichen Hochschulprofessoren, für die Verleihung 
der Lehrbefugnis als Honorarprofessor oder 'als 
Hochschuldozent sowie für die Einladung von 
Gastprofessoren eingesetzt wurden, kann zum V or­
sitzenden nur ein Ordentlicher Hochschulprofessor 
gewählt werden. In Komrriissionen, die für die 
Behandlung von Angelegenheiten der Akademiedi­
rektion, der Bibliothek, des Kupferstichkabinetts 
oder der Gemäldegalerie eingesetzt wurden, kön­
nen zum Vorsitzenden auch die Leiter dieser Ein­
richtungen gewählt werden, sofern sie der Kommis­
sion mit beschließender Stimme angehören. 

Geschäftsführung 

§ 36. (1) Das Akademiekollegium ist mindestens 
zweimal im Semester vom Vorsitzenden einzuberu­
fen. Eine Sitzung ist unverzüglich zum frühest 
zulässigen Termin vom Vorsitzenden einzuberufen, 
wenn dies wenigstens ein Fünftel der Mitglieder 
oder alle Venreter einer Gruppe von Angehörigen 
des Akademiekollegiums unter Beifügung eines 
Vorschlages zur Tagesordnung verlangen. Der 
Vorsitzende kann jederzeit eine Sitzung einbeJu­
fen. 

(2) Das Akademiekollegium ist beschlußfähig, 
wenn mindestens die Hälfte der Stimmberechtigten 
(Mitglieder und vertretungsbefugte Ersatzmitglie­
der) anwesend ist; Mitglieder, die ihre Stimme 
übertragen haben, sind bei der Ermittlung der 
Beschlußfähigkeit nicht zu berücksichtigen. Sofern 
in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt 
wird, ist ein Antrag angenommen, wenn mehr als 

die Hälfte der in der Sitzung anwesenden Stimmbe­
rechtigten (Mitglieder, vertretungsbefugte Ersatz­
rnitglieder, durch Stimmübenragung ausgewiesene 
Mitglieder) für den Antrag gestimmt hat. 

(3) Beschlüsse über Anträge auf Errichtung, 
Benennung oder Auflassung einer Meisterschule 
oder eines Institutes kommen nur zustande, wenn 
zwei Drittel der in der Sitzung anwesenden Stimm­
berechtigten (Mitglieder, vertretungsbefugte 
Ersatzmitglieder, durch Stimmübertragung ausge­
wiesene Mitglieder) für den Antrag gestimmt 
haben. 

(4) Zur Beschlußfassung über Gutachten der 
Akademie (§ 33 Abs. 2 Z 29) sind nur jene Mitglie­
der des Akademiekollegiums berufen, die eine das 
betreffende Gebiet der Kunst oder Wissenschaft 
umfassende Lehrbefugnis (venia docendi) besitzen. 

(5) Das Akademiekollegium kann zu einzelnen 
Gegenständen seiner Beratungen Auskunftsperso­
nen und Sachverständige mit beratender Stimme 
beiziehen. 

(6) Über jede Sitzung des Akademiekollegiums 
ist ein Protokoll anzufertigen, das jedenfalls alle 
Anträge und Beschlüsse samt den allenfalls abgege­
benen Minderheitsvoten zu enthalten hat. Das Pro­
tokoll ist innerhalb einer Frist von vier Wochen ab 
der Sitzung den Mitgliedern des Akademiekolle­
giums zuzusenden. Eine vollständige Abschrift des 
Protokolls samt Beilagen ist innerhalb dieser Frist 
dem Bundesministerium für Wissenschaft und For­
schung vorzulegen. 

(7) Das Akademiekollegium kann aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit oder 
Kostenersparnis einzelne seiner Mitglieder aus dem 
Kreise der Ordentlichen Hochschulprofessoren, 
der in einem der Akademie zugeordneten Dienst­
verhältnis zum Bund stehenden Mitglieder gemäß 
§ 27 Abs. 1 Z 5, den Akademiedirektor, den Biblio­
theksdirektor oder den Leiter der Gemäldegalerie 
mit Entscheidungsvollmacht für bestimmte Angele­
genheiten für höchstens ein Studienjahr ausstatten. 
Ein solcher Beschlllß bedarf einer Zweidrittelmehr­
heit. 

(8) Das Akademiekollegium hat mit Zweidrittele 
mehrheit eine Geschäftsordnung zu beschließen. 
Die Geschäftsordnung hat insbesondere zu regeln: 
die Vorgangsweise bei der Einberufung von Sitzun­
gen, die Erstellung der Tagesordnung, die Befug­
nisse des Vorsitzenden bzw. seiner Stellvertreter, 
die Stellung von Anträgen, den Abstimmungsvor­
gang und die Protokoltierung von Sitzungen. Die 
Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Wissenschaft und Forschung. 

(9) Der Schriftverkehr des Akademiekollegiums 
mit dem Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung ist über den Rektor zu leiten. Der Rek­
tor ist berechtigt, dem Akademiekollegium 
Geschäftsstücke anderer Organe der Akademie 

411 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original)14 von 25

www.parlament.gv.at



411 der Beilagen ' 15 

vorzulegen und eine Stellungnahme des Akademie­
kollegiums hiezu einzuholen. 

(10) Auf die Geschäftsführung der Kommissio­
nen des Akademiekollegiums sind Abs. 1 zweiter 
und dritter Satz, Abs. 2, 3, 4, 5, 6 und 9 sowie die 
Geschäftsordnung des Akademiekollegiums sinnge­
mäß anzuwenden. 

Mitteilungsblatt 

§ 37. (1) Die Akademie hat durch die Akademie­
direktion ein Mitteilungsblatt herauszugeben, das 
insbesondere für folgende Verlautbarungen 
bestimmt ist: 

1. Studienpläne, Institutsordnungen, Benüt­
zungsordnungen für die Bibliothek und die 
Gerriäldegalerie, Hausordnung; 

2. Geschäftsordnungen. des Akademiekollegiums 
und der Studienkommissionen; 

3. Beschlüsse gemäß § 34 Abs. 1, § 36 Abs. 7 und 
§ 38 Abs. 13; 

4. Termine und Ergebnisse der nach diesem 
Bundesgesetz durchzuführenden Wahlen; 

5. Mitteilungen an die Studierenden; 
6. Ausschreibungen von Planstellen. 

(2) Das Mitteilungsblatt ist durch Aushang an 
der Amtstafel der Akademiedirektion kundzuma­
chen. Soweit gesetzlich nichts anderes bes'timmt 
wird, treten die im Abs. 1 Z 1 angeführten Verord­
nungen mit Ablauf des Tages der Kundmachung in 
Kraft. 

Rektor 

§ 38. (1) Der Rektor ist Vorstand der Akademie 
und Vorsitzender des Akademiekollegiums. Er hat 
die laufenden Geschäfte und dringliche Angelegen­
heiten der Akademie zu besorgen, die Hausord­
nung zu handhaben, die Akademie nach außen zu 
vertreten sowie die Beschlüsse des Akademiekolle­
giums und seiner Kommissionen zu vollziehen. Ist 
ein Beschluß des Akademiekollegiums, einer Kom­
mission (§ 34) oder eines Organs gemäß § 36 Abs. 7 
nach Auffassung des Rektors rechtswidrig, so hat 
er die Vollziehung zunächst auszusetzen und dem 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung zu 
berichten. Teilt der Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung mit, daß er keinen Anlaß fin­
det, den Beschluß aufzuheben (§ 4), so ist dieser 
vom Rektor unverzüglich zu vollziehen. Das Aka­
demiekollegium (die Kommission, das Organ 
gemäß § 36 Abs. 7) ist vom Rektor hievon in 
Kenntnis zu setzen. 

(2) Der Rektor ist vom Akademiekollegium aus 
dem Kreis der Ordentlichen Hochschulprofessoren 
der Akademie für eine Funktionsperiode von zwei 
Studienjahren zu wählen. 

(3) Die Wahl des neuen Rektors hat am Ende 
des Sommersemesters des letzten Studienjahres der 
Funktionsperiode des amtierenden Rektors stattzu­
finden. 

(4) Die Stimmabgabe hat persönlich, geheim und 
schriftlich zu erfolgen. 

(5) Gewählt ist der Ordentliche Hochschulpro­
fessor, der mehr als die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen erhalten hat. Wird im ersten Wahlgang 
eine solche Mehrheit nicht erreicht, so ist in einer 
Stichwahl zwischen jenen Kandidaten zu entschei­
den, die im ersten Wahlgang die beiden höchsten 
Stimmenzahlen erhalten haben. Führt auch die 
Stichwahl zu keinem Ergebnis, so entscheidet das 
Los, das vom Vorsitzenden des Akademiekolle­
giums zu ziehen ist. 

(6) Der Gewählte ist grundsätzlich zur Annahme 
der Wahl verpflichtet; wenn der Gewählte in seiner 
Person gelegene Gründe geltend macht, die die 
Annahme der Funktion nicht zumutbar erscheinen 
lassen, entscheidet das Akademiekollegium nach 
Anhörung der Entschuldigungsgründe. 

(7) Die Wiederwahl eines amtierenden Rektors 
ist zulässig. Der Wiedergewählte kann die Wahl 
ohne Angabe von Gründen ablehnen. 

(8) Ein Rektor, der nicht mehr in der L;ge ist, 
seine Amtspflichten zu erfüllen, oder diese Pflich­
ten gröblich verletzt oder vernachlässigt hat, kann 
vom Akademiekollegium seines Amtes enthoben 
werden. Der Beschluß bedarf einer Zweidrittel­
mehrheit. Ein solcher Beschluß darf nur gefaßt 
werden, wenn die Angelegenheit bei Einberufung 
der Sitzung in der Tagesordnung angeführt war. 
Das Verlangen nach Einberufung einer solchen Sit­
zung ist an den Stellvertreter des Rektors zu rich­
ten, der bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß 
§ 36 Abs. 1 zweiter Satz die Einberufung vorzuneh­
men und die Sitzung zu leiten hat. 

(9) Bei dauernder Verhinderung des Rektors, 
nach dessen Rücktritt oder nach dessen Amtsenthe­
bung ist unverzüglich eine Neuwahl vorzunehmen. 
Die Funktionsperiode des neu gewählten Rektors 
umfaßt in diesem Fall den Rest des laufenden Stu­
dienjahres und zwei weitere Studienjahre. Bis zur 
Neuwahl des Rektors hat sein bisheriger Stellver­
treter das Amt des Rektors auszuüben. 

(10) Abgesehen von Neuwahlen gemäß Abs.9 
hat der neu gewählte Rektor sein Amt eine Woche 
vor Beginn des ersten Studienjahres seiner Funk­
tionsperiode anzutreten. 

(11 ) Wenn es die Amtspflichten des Rektors 
erfordern, ist dieser berechtigt, seine Lehrverpflich­
tung und seine Verpflichtung zur Erschließung der 
Künste (Verpflichtung zur Forschung) im notwen­
digen Ausmaß einzuschränken. Die Fortführung 
des Lehr- und Forschungsbetriebes in der von ihm 
geleiteten Meisterschule (in dem von ihm geleiteten 
Institut) ist durch geeignete Maßnahmen, die vom 
Akademiekollegium zu setzten oder beim Bundes­
ministerium für Wissenschaft und Forschung zu 
beantragen sind, zu gewährleisten. 
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(12) Nach Ausübung der Funktion des Rektors 
und des Prorektors während einer Funktionspe­
riode hat der Ordentliche Hochschulprofessor 
Anspruch auf ein Forschungssemester, nach Aus­
übung der Funktion des Rektors durch zwei oder 
mehrere unmittelbar aufeinanderfolgende Funk­
tionsperioden und der Funktion des Prorektors 
aber auf zwei Forschungssemester. Der Anspruch 
ist bis zum dritten auf die Ausübung der erwähnten 
Funktionen folgenden Studienjahr geltend zu 
machen. Die Bewilligung von Forschungssemestern 
befreit von der Erfüllung der Lehrverpflichtung. 
Der Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung hat den Ordentlichen Hochschulprofessor 
auf seinen Antrag für die Dauer von Forschungsse­
mestern von der Funktion eines Meisterschulleiters 
oder eines Institutsvorstandes zu entheben. Das 
Recht zur Benützung. der Einrichtungen und zur 
Heranziehung des Personals der Meisterschule (des 
Instituts) für künstlerische (wissenschaftliche) 
Arbeiten bleibt unberührt. Im Fall der zeitweiligen 
Enthebung von den erwähnten Funktionen hat das 
Akademiekollegium die erforderlichen Anträge für 
die interimistische Leitung (Supplierung) der Mei­
sterschule (des Instituts) zu beschließen. Der Bun­
desminister für Wissenschaft und Forschung hat 
den Ordentlichen Hochschulprofessor, dem For­
schungssemester bewilligt wurden, auf seinen 
Antrag seiner Funktion als Mitglied eines KoIIegi­
alorgans der Akademie für die Dauer der For­
schungssemester zu entheben. 

(13) Der Rektor kann einzelne seiner Amts­
pflichten für die Dauer seiner Funktionsperiode 
dem Prorektor oder dem Akademiedirektor zur 
selbständigen Erledigung übertragen. 

Stellvertretung des Rektors 

§ 39. (1) Der Rektor wird bei zeitweiliger Ver­
hinderung durch seinen Amtsvorgänger (Prorek­
tor) vertreten. Ist auch dieser verhindert, so obliegt 
die Vertretung des Rektors einem der Ordentlichen 
Hochschulprofessoren der Akademie, und zwar in 
der Reihenfolge, die sich aus deren Dienstalter 
ergibt. Bei gleichem Dienstalter ist das höhere 
Lebensalter ausschlaggebend. Der § 38 Abs. 11 ist 
auf den Prorektor, sinngemäß anzuwenden. 

(2) Wird ein Rektor wiedergewählt, so verlän­
gert sich die Funktionsperiode des Prorektors im 
selben Ausmaß. Der Prorektor ist jedoch berech­
tigt, die Verlängerung der Funktionsperiode ohne 
Angabe von Gründen abzulehnen. In diesem Fall 
sowie im Falle einer dauernden Verhinderung des 
Prorektors hat das Akademiekollegium eine Neu­
wahl des Prorektors aus dem Kreise der Ordentli­
chen Hochschulprofessoren der Akademie für die 
Dauer der Funktionsperiode des Rektors vorzuneh­
men. Auf die Wahl des Prorektors ist § 38 Abs. 4, 5 
und 6 anzuwenden. 

IV. ABSCHNITT 

STUDIENKOMMISSIONEN 

Einsetzung 

§ 40. (1) Für jede an der Akademie eingerichtete 
Studienrichtung ist vom Akademiekollegium eine 
Studienkommission einzusetzen. Das Akademie­
kollegium kann im Hinblick auf die geringe Zahl 
von Studierenden oder die Ähnlichkeit von Stu­
dienrichtungen eine gemeinsame Studienkommis­
sion für zwei oder mehrere Studienrichtungen ein­
setzen. 

(2) Ist zur Durchführung einer Studienrichtung 
auch die Mitwirkung anderer Hochschulen oder 
von Universitäten erforderlich, so sind auch fach­
zuständige Vertreter dieser Hochschulen oder Uni­
versitäten in die Studienkommission zu berufen. 
Diese Fachvertreter haben beratende Stimme. 

(3) Werden die Akademie und eine Abteilung 
einer Kunsthochschule oder die Akademie und eine 
Fakultät einer Universität oder eine Universität 
gemeinsam mit der Durchführung einer Studien­
richtung betraut, so haben sie gemeinsam eine Stu­
dienkommission für diese Studienrichtung einzu­
setzen. 

(4) Wird eine Studienrichtung sowohl an der 
Akademie als auch an Abteilungen von Kunsthoch­
schulen eingerichtet, so ist von den Studienkommis­
sionen dieser Studienrichtung eine Gesamtstudien­
kommission einzurichten, deren Aufgaben die Aus­
arbeitung von Empfehlungen zur Koordinierung 
der Studienpläne, insbesondere hinsichtlich der 
Zahl der Semesterwochenstunden in den einzelnen 
Pflicht- und Wahlfächern, von Empfehlungen zur 
einheitlichen Gestaltung der Studienziele, von 
Empfehlungen zur Anpassung des Studiums an 
zukünftige Entwicklungen und die Beratung aller 
Fragen der betreffenden Studienrichtung sind. In 
die Gesamtstudienkommission ist von jeder Stu­
dienkommission ein Vertreter einer jeden der im 
§ 41 Abs. 1 genannten Personengruppen zu entsen­
den. Ein Vorsitzender der beteiligten Studienkom­
missionen ist einvernehmlich mit der Einberufung 
und Leitung zu beauftragen. Das Bundesministe­
rium für Wissenschaft und Forschung ist zu den 
Sitzungen einzuladen. 

(5) Wird eine Studienrichtung neu geregelt oder 
geteilt, so haben die bisherige Studienkommission 
und deren Vorsitzender die Aufgaben gemäß § 44 
und 45 zu erfüllen; erforderlichenfalls ist eine neue 
Studien kommission einzusetzen. Wird eine neue 
Studienrichtung eingerichtet, so ist hiefür eine neue 
Studienkommission einzusetzen oder diese Stu­
dienrichtung nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Abs. 1 zweiter Satz einer bereits bestehenden Stu­
dienkommission anzugliedern. § 41 Abs. 2 dritter 
Satz ist in beiden Fällen nicht anzuwenden. 
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Zusammensetzung und Aufgaben 

§ 41. (1) Jeder Studienkommission gemäß § 40 
Abs. 1 und 3 gehören Vertreter 

1. der Ordentlichen Hochschulprofessoren, 
2. der Angehörigen der Akademie gemäß § 7 

Z 1 lit. e, Z 2 und § 8, 
3. der ordentlichen Hörer 

in gleicher Zahl an. Die Zahl dieser Vertreter ist 
vom Akademiekollegium nach den Grundsätzen 
der fachlichen Zuständigkeit, einer ausreichenden 
Information der beteiligten Gruppen und einer 
optimalen Arbeitsfähigkeit der Studienkommission 
festzusetzen. Wurde für zwei oder mehrere Stu­
dienrichtungen eine gemeinsame Studienkommis­
sioneingesetzt (§ 40 Abs. 1), so haben dieser 
wenigstens je ein Vertreter der Personengruppen 
gemäß Z 1 bis 3 aus jeder Studienrichtung anzuge­
hören. 

(2) Die Hochschulangehörigen gemäß Abs. 1 Z 1 
und 2 müssen in der betreffenden Studienrichtung 
auf einem Gebiet der Künste 6derWissenschaften 
tätig sein. Wenigstens ein Hochschulangehöriger 
gemäß Abs. 1 Z 1 muß Leiter einer Meisterschule 
sein. Die Hochschulangehörigen gemäß Abs. 1 Z 3 
müssen ordentliche Hörer der betreffenden Stu­
dienrichtung sein. Sämtliche Mitglied'er (Ersatzmit­
glieder) der Studienkommission müssen öster­
reichische Staatsbürger sein. 

§ 42. (1) Die Mitglieder der Studienkommission 
gemäß § 41 Abs. 1 Z 1 und 2 sind für eine Funk" 
tionsperiode von zwei Jahren zu wählen, die Mit­
glieder gemäß Z 3 sind für die Dauer -der Funk­
tionsperiode des zuständigen Organs der gesetzli­
chen Vertretung der Studierenden von diesem zu 
entsenden. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied 
zu wählen (zu entsenden), das das Mitglied bei des­
sen vorübergehender Verhinderung zu vertreten 
hat. Bei dauernder Verhinderung eines Mitgliedes 
ist eine Neuwahl (Neuentsendung) für den Rest 
der Funktionsperiode durchzuführen. 

(2) Die Wahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) 
gemäß § 41 Abs. 1 Z 1 ist in einer vom Rektor ein­
zuberufenden und vom ihm zu leitenden Wahlver­
sammlung vorzunehmen. Die Einberufung der 
Wahlversammlung hat spätestens zwei Wochen vor 
dem Wahltag durch Anschlag an der Amtstafel der 
Akademiedirektion zu erfolgen. Der Anschlag gilt 
als Ladung zur Wahlversammlung. Die Wahlver­
sammlung ist beschlußfähig, wenn wenigstens ein 
Viertel der Wahlberechtigten anwesend ist. 

(3) Wahlberechtigt sind alle Ordentlichen Hoch­
schulprofessoren, die die Voraussetzurigen des § 41 
Abs. 2 erster Satz erfüllen. 

(4) § 27 Abs. 4 erster Satz und Abs. 5 sind sinn­
gemäß anzuwe~den. 

(5) Die Wahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) 
gemäß § 41 Abs. 1. Z 2 ist in einer Wahlversamm­
lung vorzunehmen, deren Einberufung und Leitung 

durch den Vorsitzenden des Dienststellenausschus­
ses für Hochschullehrer zu e'rfolgen hat. Abs. 2 
zweiter bis vierter Satz, Abs. 3 und Abs. 4 sind sinn­
gemäß anzuwenden. 

. (6) Kommt ein zur Wahl oder Entsendung von' 
Vertretern in die Studienkommission berufenes 
Organ (Gruppe von Hochschulangehörigen) dieser 
Verpflichtung nicht zeitgerecht nach, so hat der 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 
diesem Organ (Gruppe von Hochschulangehöri­
gen) eine angemessene Frist zur Wahl oder Entsen­
dung zu setzen. Verstreicht diese Frist ergebnislos, 
so gilt 'die Studienkommission ungeachtet der T at­
sache der Nichtbesetzung einiger ihrer Mitglieder­
stellen infolge Unterbleibens der Wahl oder Ent­
sendung von seiten des Organs (Gruppe von Hoch­
schulangehörigen) als gesetzmäßig zusammenge­
setzt. 

§ 43. (1) Die Mitglieder der Studienkommission 
haben in der ersten Sitzung einen Vorsitzenden aus 
dem Kreis der Hochschulangehörigen gemäß.§ 41 
Abs. 1 Z 1 zu wählen. Die Einberufung der Sitzung 
und die Leitung der Wahl obliegt dem dienstälte­
sten Mitglied aus dem Kreis der Ordentlichen 
Hochschulprofessoren. Der § 38 Abs.4 bis 7 ist 
sinngemäß anzuwenden. Gehört der Studienkom­
mission nur ein Ordentlicher Hochschulprofessor 
an; so führt dieser den Vorsitz. 

(2) Die erforderliche Zahl an Stellvertretern. des 
Vorsitzenden kann aus den Vertretern aller inder 
Studienkommission vertretenen Gruppen von. 
Hochschulangehörigen gewählt werden. Auf die 
Wahl der Stellvertreter ist § 38 Abs. 4 bis 7 sinnge­
mäß anzuwenden. 

§ 44. (1) Dem Vorsitzenden der Studienkommis­
sion obliegen: 

1. die Einberufung der Sitzungen der Studien­
kommission und deren Leitung; 

2. die Vertretung der Studienkommission nach 
. außen, die Führung der laufenden Geschäfte 
sowie die Vollziehung der Beschlüsse der Stu­
dienkommission; 

3. in er~ter Instanz die Entscheidung über 
Anträge Studierender in Studienangelegenhei­
ten. 

(2) Studienangelegenheiten im Sinne des Abs. 1 
Z 3 sind: 

1. Bewilligungen gemäß § 18 Abs. 6 des Kunst­
hochschul-Studiengesetzes; 

2. Tausch von Wahlfächern sowie 
3. Bewilligung von Kollisionen, soweit die· Stu­

diengesetze dies vorsehen .. 

(3) Gegen Entscheidungen des Vorsitzenden der 
Studienkommission in Studienangelegenheiten ist 
die Berufung an die Studienkommission zulässig. 
Diese entscheidet in letzter Instanz. In Studienan­
gelegenheiten sind auch die Organe der gesetzli­
chen Vertretung der Studierenden zur Einbringung 
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von Rechtsmitteln berechtigt. Dies gilt nicht, wenn 
die betroffenen Studierenden ausdrücklich die 
Zustimmung verweigern. 

§ 45. Die Studienkommissionen gemäß § 40 
Abs. 1 und 3 haben folgende Aufgaben: 

1. die Erlassung und Änderung von Studienplä­
nen (§ 8 Kunsthochschul-Studiengesetz., § 17 
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz); 

2. die Erstattung von Vorschlägen für die Voll~ 
ständigkeit der Fächer und Lehrveranstal­
tungen sowie der Lehraufträge im Rahmen 
der Studienpläne; 

3. die Erstattung von Vorschlägen für die 
inhaltliche Koordination der Lehrveranstal-
tungen; _ 

4. die Begutachtung von Anträgen auf Bewilli­
gung eines studium irregulare (§ 16 Abs.3 
Kunsthochschul-Studiengesetz, § 13 Abs.3 
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz); 

5. die Erlassung von Richtlinien für die Ent­
scheidung des Vorsitzenden über Anträge 
von Studierenden in Studien angelegenheiten 
(§ 44 Abs. 2); 

6. die Entscheidung über Berufungen gegen 
Bescheide des Vorsitzenden; 

7. Kritik der Lehrveranstaltungen und Prüfun­
gen sowie die Ausarbeitung von Empfehlun­
gen zu ihrer besseren Gestaltung; 

8. die Untersuchung der Ursachen von Stu­
dienverzögerungen, insbesondere auch im 
Hinblick auf die Quote der nichtbestande­
nen Prüfungen, und Ausarbeitung von V or­
schlägen zu ihrer Beseitigung; 

9. die Entscheidung über Anträge auf Studien­
verkürzung ; 

10. die Einrechnung von Semestern, die Anrech­
nung von Studien und die Anerkennung von 
Prüfungen (§§ 29, 30 und 31 Kunsthoch­
schul-Studiengesetz, §§ 20 und 21 Allgemei­
nes Hochschul-Studiengesetz); 

11. Feststellungen gemäß § 8 Abs. 9 des Kunst­
hochschul-Studiengesetzes; 

12. die Festlegung von Fristen nach 'dem Stu­
dienförderungsgesetz. 

Kommissionen 

§ 46. (1) Jede Studienkommission gemäß § 40 
Abs. 1 und 3 kann zur Vorberatung, Begutachtung 
und Bearbeitung einzelner ihrem Wirkungsbereich 
zugehörender Angelegenheiten ständige oder 
nichtständige Kommissionen einsetzen. Aus Grün­
den der Zwe.ckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit 
oder Kostenersparnis kann einer Kommission auch 
die Entscheidung über die ihr zugewiesenen Ange­
legenheiten übertragen werden. 

(2) Einer Kommission dürfen nur Mitglieder 
oder Ersatzmitglieder der Studienkommission 
angehören. Die Zahl der Kommissionsmitglieder ist 
von der Studienkommission anläßlich der Einset-

zung der Kommission festzulegen~ Jeder Kommis­
sion haben Vertreter der im § 41 Abs. 1 Z 1 bis 3 
angeführten Personengruppen in gleicher Zahl 
anzugehören. 

(3) Auf die Bestellung der Mitglieder (Ersatzmit­
glieder) der Kommission und auf die Wahl des 
Vorsitzenden der Kommission sind die Bestimmun­
gen des § 34 Abs. 3 und des § 35 erster und zweiter 
Satz sinngemäß anzuwenden. Gehört der V orsit­
zende der Studienkommission einer Kommission 
gemäß Abs. 1 an, so führt er den Vorsitz. 

GeschäftsfÜhrung 

§ 47. (1) Die Studienkommissionen gemäß § 40 
Abs. 1 und 3 haben wenigstens einmal im Semester 
zusammenzutreten. Gesamtstudienkommissionen 
sind nach Bedarf einzuberufen, sie haben aber 
jedenfalls vor der Beschlußfassung der einzelnen 
Studienkommissionen über die Studienpläne 
zusammenzutreten. 

(2) Auf die Geschäftsführung der Studienkom­
missionen und der von ihnen eingesetzten Kommis­
sionen sind § 36 Abs. 1 zweiter und dritter Satz, 
Abs. 2, 5, 6 und 8 sinngemäß mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß eine Stimmübertragungnicht 
zulässig ist. 

(3) Der Schriftverkehr der Studienkommission 
mit dem Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung ist über den Rektor zu leiten. 

(4) Die Abfassung und Ausfertigung der 
Bescheide auf Grund der Entscheidungen des V or­
sitzenden der Studienkommission sowie auf Grund 
der Entscheidungen der Studienkommission obliegt 
der Akademiedirektion. 

V. ABSCHNITT 

VERWALTUNG' 

Verwaltungseinrichtungen 

§ 48. Einrichtungen zur Besorgung der zentralen 
Verwaltung der Akademie sind: 

1. die Akademiedirektion ; 
2. die Quästur. 

Akademiedirektion 

§ 49. (1) Die Bürogeschäfte der obersten Organe 
der Akademie hat die Akademiedirektion zu besor­
gen. 

(2) Ihr obliegen insbesondere: 
1. die Besorgung der Personalangelegenheiten 

der Akademie sowie die Führung einer Per­
sonalevidenz. Die Führung der Personalevi­
denz mit Hilfe der automationsunterstützten 
Datenverarbeitung ist zulässig, wobei nur die 
für die Bearbeitung der dienst- und besol­
dungsrechtlichen Angelegenheiten der Ange­
hörigen der Akademie gemäß § 7 . Z 1 lit. a 
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und b, Z 2 lit. a und b sowie lit. c sublit. aa 
und §§ 8 bis 10 wesentlichen Daten sowie 
vergleichbare Daten der in keinem Dienst­
verhältnis zum Bund stehenden Angehörigen 
der Akademie gemäß § 7 Z 1 lit. c bis e sowie 
Z 2 lit. c sublit. bb ermittelt und verarbeitet 
werden dürfen. Eine Datenübermittlung ist 
nur an die für Personalangelegenheiten 
zuständigen Organe der Akademie sowie an 
das Bundesminis'terium für Wissenschaft und 
Forschung zulässig; 

2. die Anschaffung, Evidenthaltung, Instand­
haltung und Verwaltung des Inventars der 
Akademie mit Ausnahme der Bestände der 
Bibliothek, des Kupferstichkabinetts und der 
Gemäldegalerie sowie die Anschaffung und 
Evidenthaltung der an der Akademie für den 
Verbrauch bestimmten Materialien, soweit 
diese Aufgaben nicht bezüglich der für den 
Lehr- und Forschungsbetrieb (Erschließung 
der Künste) nötigen Sachgüter durch 
Beschluß des Akademiekollegiums einzelnen 
Studien- und Forschungseinrichtungen über­
tragen werden; 

3. die Evidenthaltung der der Akademie zuge­
wiesenen Grundstücke, Gebäude und 
Räume sowie ihrer Benützung; 

4. die Durchführung der Aufnahme der ordent­
lichen Hörer, der außerordentlichen Hörer 
und der Gasthörer, die Durchführung der 
Inskription, die Ausfertigung von Abschluß­
und Abgangsbescheinigungen und die 
Evidenthaltung der Studierenden nach Maß­
gabe der Studiengesetze; 

5. die Herausgabe des Mitteilungsblattes; 
6. die Herausgabe des Verzeichnisses der Lehr­

veranstaltungen (Studienführer) ; 
7. die Führung der Verwaltungsgeschäfte der 

Prüfungskommissionen und der Prüfungsse­
nate sowie die Ausfertigung von Zeugnissen 
und die Evidenthaltung der Prüfungsergeb­
nisse nach Maßgabe der Studiengesetze. Der 
Akademiedirektion kann vom Akademiekol­
legium die Ausschreibung von Prüfungen 
sowie die Entgegennahme von Prüfungsan­
meldungen übertragen werden; 

8. die Verwaltung der Mittel, die der Akademie 
vom Bund zugewiesen werden und die ihr, 
ihren Instituten sowie der Bibliothek gemäß 
§ 1 Abs. 3 zufließen, insbesondere auch der 
für Gutachten und Forschungsarbeiten ver­
einnahmten Mittel sowie die Ausarbeitung 
des Budgetantrages und des Stellenplanan­
trages der Akademie auf Grund der 
Beschlüsse des Akademiekollegiums (§ 33 
Abs.2 Z 16) sowie die Beratung der Organe 
der Akademie in allen mit ihrer Tätigkeit 
zusammenhängenden finanziellen Fragen; 

9. die Ausfertigung von Bescheiden, insbeson­
dere auch in Studi~nangelegenheiten, auf 
Grund von Beschlüssen der zuständigen 

Organe sowie die Bearbeitung anderer 
Rechtsangelegenheiten un~ die Beratung 
von Organen der Akademie in Rechtsangele­
genheiten; 

10. die Beschaffung, Sammlung und Aufschlie­
ßung von Informationen über den Lehr- und 
Forschungsbetrieb zum Zweck der Erarbei­
tung von anonymisierten Berichten (Hoch­
schulbericht, Statistiken), insbesondere 
Daten über die Aufnahmsprüfungen für die 
einzelnen ordentlichen Studien (Zahl der 
Bewerber insgesamt und der aufgenomme­
nen Bewerber), über' Umfang und Struktur 
des Lehrangebotes (Zahl der Wochenstun­
den und der Typen der Lehrveranstaltun-' 
gen), über die Personalstände der Verwal­
tungseinrichtungen gemäß § 48, der Studien­
einrichtungen gemäß § 51 Z 1 und 2 und der 
besonderen Einrichtungen gemäß § 58, über 
die Forschungsschwerpunkte und' For­
schungsleistungen der Institute und über 
Veranstaltungen der Akademie. Eine auto­
mationsunterstützte Ermittlung und Verar­
beitung dieser Daten ist zulässig; 

11. die Führung der Aktenregistratur und die 
/ Mitwirkung an der Führung des Hochschul­

archivs; 
12. die Mitwirkung an der DurchfÜhrung von 

Veranstaltungen (§ 33 Abs. 2 Z 28). 

(3) Die Akademiedirektion kann nach Maßgabe 
des Umfanges und der Eigenart der iin Abs. 2 ange­
führten Aufgaben vom Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung nach Anhörung des Rektors 
und des Akademiedirektors in Abteilungen geglie­
dert werden. 

(4) Die Akademiedirektion ist von einem Ver­
waltungsbeamten des Bundes zu leiten. Er führt die 
Verwendungsbezeichnung ,,Akademiedirektor" . 
Die Bestellung zum Akademiedirektor erfolgt 
durch den Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung auf Grund einer öffentlichen Ausschrei­
bung (§ 11 Abs.4) nach Anhörung des Akademie­
kollegiums. Voraussetzungen für die Bestellung 
sind, daß der Bewerber rechtskundig ist, ferner 
Kenntnisse der modernen Unternehmensführung 
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Verwaltung 
größerer Dienststellen, Anstalten oder Betriebe 
besitzt. Der Akademiedirektor kann einen Stellver­
treter aus dem Kreis der an der Akademiedirektion 
verwendeten Beamten der Verwendungsgruppe A 
(Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe a), 
in Ermangelung eines solchen aus dem Kreis der an 
der Akademiedirektion verwendeten Beamten 
(Vertragsbediensteten) der jeweils nächstfolgenden 
Verwendungsgruppe (Entlohnungsgruppe) bestel­
len. Die Bestellung bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers für Wissenschaft und Forschung. 

(5) Der Akademiedirektor untersteht in Angele­
genheiten des selbständigen und des übertragenen 
Wirkungsbereic~es dem Rektor. Weisungen des 
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Bundesministers für Wissenschaft und Forschung 
im übertragenen Wirkungsbereich sind dem Akade­
miedirektor im Wege des Rektors zu übermitteln. 
Wird eine solche Weisung nicht ohne Verzug, 
jedenfalls aber binnen zehn Tagen, vom Rektor 
weitergeleitet, so kann der Bundesminister für Wis­
senschaft und Forschung die Weisung direkt an 
den Akademiedirektor richten. 

Quästur 

§ 50. (1) Die Quästur ist eine der Akademiedi­
rektion eingegliederte Verwaltungseinrichtung. Sie 
hat alle Kassengeschäfte als Kasse der Akademie zu 
besorgen, und zwar: 

1. die Einhebung von Forderungen; 
2. die Durchführung aller für die Akademie 

oder ihre Einrichtungen zu leistenden Zah­
lungen und deren Evidenthaltung; 

3. die Verständigung der über die Mittel verfü­
gungsberechtigten Organe der Akademie von 
der Durchführung der Zahlungen und von 
der Höhe der für die einzelnen für bestimmte 
Verwendungs zwecke in Betracht kommenden 
noch vorhandenen Mittel; 

4. die Verrechnung aller Einnahmen und Ausga­
ben der Akademie. 

-(2) Die Bestellung des Leiters der Quästur 
erfolgt durch den Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung nach Anhörung des Akademiekolle­
giums und des Akademiedirektors. Der Leiter der 
Quästur ist dem Akademiedirektor unterstellt. 

VI. ABSCHNITT 

STUDIENEINRICHTUNGEN 

Gliederung 

§ 51. Studieneinrichtungen der Akademie sind: 
1. Meisterschulen; 
2. Institute; 
3. Kurse und Lehrgänge; 
4. Veranstaltungen. 

Meisterschulen 

§ 52. (1) Meisterschulen werden vom Bundesmi­
nister für Wissenschaft und Forschung auf Antrag 
des Akademiekollegiums oder nach dessen Anhö­
rung errichtet, benannt und aufgelassen. Sie dienen 
der Kunstlehre und der Erschließung der Künste in 
einem künstlerischen (künstlerisch-wissenschaftli­
chen) Fach in seinem gesamten Umfang oder in 
einem selbständigen Teilgebiet eines solchen 
Faches. Die Errichtung zweier oder mehrerer Mei­
sterschulen für das gleiche Fach ist nach Maßgabe 
des Bedarfes zulässig. 

(2) Die Leitung der Meisterschulen obliegt den 
für die betreffenden Fächer ernannten Ordentli­
chen Hochschulprofessoren. Die Bestellung zum 
Leiter der Meisterschule erfolgt durch den Bundes-

mInister für Wissenschaft und Forschung auf 
Antrag des Akademiekollegiums. Sie ist gleichzeitig 
mit der Ernennung zum Ordentlichen Hochschul­
professor vorzunehmen. 

(3) Dem Leiter der Meisterschule obliegt der 
Abschluß unentgeltlicher Rechtsgeschäfte, 
wodurch die Meisterschule Vermögen und Rechte 
erwirbt, die Verfügung über das so gewonnene 
Vermögen der Meisterschu!e (§ 1 Abs. 3 Z 1), mit 
Genehmigung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung die Entscheidung über Mit­
gliedschaften gemäß § 1 Abs. 3 Z 2, sowie die Ver­
fügung über die der Meisterschule zugewiesenen 
Budgetmittel und Räume (§ 33 Abs. 2 Z 15 und 17), 
ausgenommen die Überlassung solcher .Räume an 
hochschulfremde Institutionen. 

(4) Zum interimistischen (supplierenden) Leiter 
einer Meisterschule ist vom Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung auf Antrag des Aka­
demiekollegiums ein fachzuständiger Angehöriger 
der Akademie gemäß § 6 Z 1 zu bestellen. Ein 
interimistischer Leiter ist auch im Falle des § 38 
Abs. 12 zu bestellen. Interimistische Leiter von 
Meisterschulen haben im Akademiekollegium, 
sofern sie diesem {nicht bereits angehören, bera­
tende Stimme und Antragsrecht. 

Institute 

§ 53. (1) Institute werden vom Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung auf Antrag des 
Akademiekollegiums oder nach dessen Anhörung 

\ errichtet, benannt und aufgelassen. Sie dienen der 
wissenschaftlichen Lehre und Forschung, soweit 
diese in den Aufgabenbereich der Akademie gehö­
ren und vertreten ein wissenschaftliches Fach ~n sei­
nem gesamten Umfang oder ein selbständiges Teil­
gebiet eines solchen Faches. Zu den Aufgaben der 
Institute zählen auch die Erstattung von Gutachten, 
die Herausgabe von Publikationen sowie nach 
Maßgabe des § 15 des Forschungsorganisationsge­
setzes, BGBL Nr. 34111981, die Durchführung von 
Viissenschaftlichen Arbeiten im Auftrag Dritter 
_ oder für eine andere Bundesdienststelle. 

(2) Die Leitung der Institute obliegt den für die 
betreffenden Fächer ernannten Ordentlichen 
Hochschulprofessoren. Die Bestellung zum Insti­
tutsvorstand erfolgt durch den Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung auf Antrag des Aka­
demiekollegiums. Sie ist gleichzeitig mit der Ernen­
nung zum Ordentlichen Hochschulprofessor vor­
zunehmen. 

(3) § 52 Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 54. (1) Der Institutsvorstand hat eine Instituts­
ordnung zu erlassen. Diese hat nähere Bestimmun­
gen über den Institutsbetrieb und die Benützung 
der Institutseinrichtungen, insbesondere über fol­
gende Angelegenheiten zu enthalten: 

1. die im Wirkungsbereich des Institutes zu 
erfüllenden Aufgaben; 
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2. die Organisation des· Institutes; die Benüt­
zung der Institutseinrichtungen, insbesondere 
die Benützung der maschinellen Anlagen, 
Apparate und Geräte durch Angehörige der 
Akademie sowie deren allfällige Benützung 
durch Außenstehende; 

3. die Ordnung und Sicherheit im Institut und 
den Entzug der Benützungsbewilligung durch 
den Institutsvorstand im Falle einer Verlet­
zung dieser Bestimmungen; 

4. die Evidenthaltung und Sicherstellung des 
Inventars des Institutes und die Leistung von 
Entschädigungen im Falle der Beschädigung, 
des Verlustes oder der Zerstörung durch die 
Benützer. 

(2) Die Institutsordnung bedarf der Genehmi­
gung durch das Akademiekollegium und den Bun­
desminister für Wissenschaft und Forschung. Die 
Genehmigung darf nur verweigert werden, wenn 
die Institutsordnung gesetzwidrige Bestimmungen 
enthält oder wenn sie nicht geeignet ist, die zweck­
mäßige und kostensparende Erfüllung der dem 
Institut obliegenden Aufgaben zu gewährleisten. 

(3) Dem Institutsvorstand obliegt der Abschluß 
unentgeltlicher Rechtsgeschäfte, wodurch das Insti­
tut Vermögen und Rechte erwirbt, die Verfügung 
über das so gewonnene Vermögen des Institutes 
(§ 1 Abs. 3 Z 1), mit Genehmigung des Bundes­
ministers für Wissenschaft und Forschung die Ent­
scheidung über Mitgliedschaften gemäß § 1 Abs. 3 
Z 2, der Abschluß von Verträgen gemäß § 1 Abs. 3 
Z 4 sowie die Verfügung über die dem Institut 
zugewiesenen Budgetmittel und Räume (§ 33 
Abs.2 Z 15 und 17), ausgenommen die Überlas­
sung solcher Räume an hochschulfremde Institutio­
nen. 

§ 55." (1) Zur Erfüllung von wissenschaftlichen 
Aufgaben, die den Bereich anderer Hochschulen 
berühren, können auf Antrag der zuständigen Kol­
legialorgane der beteiligten Hochschulen vom Bun­
desminister für Wissenschaft und Forschung 
gemeinsame Institute errichtet werden. 

(2) An die Stelle der Kollegialorgane der betei­
ligten Hochschulen tritt zur Besorgung der Angele­
genheiten des gemeinsamen Institutes eine Kom­
mission mit Entscheidungsbeftignis. Das Akademie­
kollegium und die zuständigen Kollegialorgane der" 
beteiligten Kunsthochschulen haben je die gleiche 
Zahl von Kommissionsmitgliedern zu entsenden. 
Die Kommission ist so zusammenzusetzen, daß 
wenigstens ein Vertreter einer jeden der im Akade­
miekollegium und in de"n zuständigen Kollegialor­
ganen der beteiligten Kunsthochschulen vertrete­
nen Personengruppe der Kommission angehört. 

(3) Mit der Einberufung und Leitung der konsti­
tuierenden Sitzung der Kommission ist ein Rektor 
der beteiligten Hochschulen einvernehmlich zu 
beauftragen. 

(4) In der konstituierenden Sitzung ist ein V or­
sitzender der Kommission aus dem Kreis der der 
Kommission angehörenden Ordentlichen Hoch­
schulprofessoren zu wählen. § 38 Abs.4 bis 7 ist 
sinngemäß anzuwenden. 

( 

(5) Zum Vorstand des gemeinsamen Institutes ist 
vom Bundesminister für Wissenschaft und For" 
schung ein fachzuständiger Ordentlicher Hoch­
schulprofessor einer der beteiligten Hochschulen 
auf Antrag der Kommission zu bestellen. Der Insti­
tutsvorstand wird mit seiner Bestellung Mitglied 
der Kommission. 

(6) Die Kommission hat darüber zu entscheiden, 
an welcher der beteiligten Hochschulen" das 
gemeinsame Institut seinen Sitz hat. 

Kurse und Lehrgänge 

§ 56. Nach Maßgabe der Studiengesetze können 
vom Akademiekollegium zur Erfüllung besonderer 
Unterrichtszwecke außerhalb der ordentlichen Stu­
dien Kurse und Lehrgänge eingerichtet werden 
(§ 33 Abs. 2 Z 14). 

Veranstaltungen 

§ 57. (1) Soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben 
der Akademie notwendig ist, können auf Grund 
eines vom Akademiekollegium für jedes Studien­
jahr zu beschließenden Planes Veranstaltungen 
(insbesondere Ausstellungen, Tagungen, Wettbe­
werbe und Vorträge) durchgeführt werden. 

(2) Veranstaltungen im Sinne des Abs. 1 können 
auch durchgeführt werden, wenn dies dem öffentli­
chen Erweis der künstlerischen, künstlerisch-wis­
senschaftlichen und wissenschaftlichen Leistungen 
der Akademie oder der akademischen Repräsenta­
tion dient. 

(3) Veranstaltungen können öffentlich oder nur 
für Angehörige der Akademie, am Sitz der Akade­
mie oder außerhalb desselben durchgeführt wer­
den. 

(4) Zur Erreichung der in den Abs. 1 und 2 
genannten Ziele können auch Publikationen her­
ausgegeben werden. 

(5) Für die Abhaltung von Veranstaltungen kön­
nen vom Akademiekollegium auch Gastvortra­
gende eingeladen werden. Gastvortragenden kann 
nach Maßgabe des § 3 des Bundesgesetzes über die 
Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an 
Hochschulen, BGBL Nr. 463/1974, eine Vergütung 
bewilligt werden. 

VII. ABSCHNITT 

BESONDERE EINRICHTUNGEN 

Gliederung 

§ 58. Besondere Einrichtungen der Akademie 
sind: 
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1. die Bibliothek; 
2. das Kupferstichkabinett; 
3. die Gemäldegalerie. 

Bibliothek 

§ 59. (1) Der Bibliothek obliegen die Beschaf­
fung, Aufschließung und Bereitstellung der zur 
Erfüllung der Lehr- und Forschungsaufgaben der 
Akademie erforderlichen Literatur nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen. Weitere Aufgaben, 
insbesondere die Beschaffung, Aufschließung und 
Bereitstellung sonstiger Informationsträger können 
von der Bibliothek im Einvernehmen mit dem Aka­
demiekollegium übernommen oder ihr durch die 
Bibliotheksordnung übertragen werden. 

(2) Die gesamte an der Akademie vorhandene 
Literatur sowie die sonstigen Informationsträger, 
soweit sie im Eigentum des Bundes, der Akademie, 
eines Institutes oder der Bibliothek stehen und 
nicht Zwecken der Verwaltung der Akademie die­
nen, bilden den Bestand der Bibliothek. Sie sind 
nach einheitlichen Richtlinien zu verwalten. Leh­
rern der Akademie können Werke als Handapparat 
zur Verfügung gestellt werden, soweit dies im Hin­
blick auf die Durchführung der Lehr- und For­
schungsaufgaben (Erschließung der Künste) not­
wendig ist. 

(3) Die Bibliothek ist unbeschadet der Rechte 
des Akademiekollegiums von einem Beamten oder 
Vertragsbediensteten des Bundes, der die Prüfung 
für die Verwendungsgruppe A (Bibliotheks-, Doku­
mentations- und Informationsdienst) mit Erfolg 
abgelegt hat; zu leiten. Er führt die Verwendungs­
bezeichnung "Bibliotheksdirektor" . Der Biblio­
theksdirektor ist vom Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung auf Grund einer öffentlichen 
Ausschreibung (§ 11 Abs.4) nach Anhörung des 
Akademiekollegiums zu bestellen. Er untersteht 
unmittelbar dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung. Der Bibliotheksdirektor hat einen 
Stellvertreter aus dem Kreis' der an der Bibliothek 
verwendeten Beamten der Verwendungsgruppe A 
(Vertragsbediensteten der Entlohnungsgruppe a), 
in Ermangelung eines solchen aus dem Kreis der an 
der Bibliothek verwendeten Beamten (Vertragsbe­
diensteten) der jeweils nächstfolgenden Verwen­
dungsgruppe (Entlohnungsgruppe) zu bestellen. 
Die Bestellung bedarf der Genehmigung des Bun­
desministers für Wissenschaft und Forschung. Die 
Entscheidung des Bundesministers für Wissenschaft 
und Forschung ist dem Rektor vom Bibliotheksdi­
rektor zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Dem Bibliotheksdirektor obliegt insbeson­
dere 

1. die Stellung von Anträgen an das Bundesmi­
nisterium für Wissenschaft und Forschung 
betreffend das Budget und den Stellenplan 
der Bibliothek nach Anhörung des Akade­
miekollegiums ; 

2. die Anschaffung von Literatur und sonstigen 
Informationsträgern nach Maßgabe der vom 
Bundesminister für Wissenschaft Und For­
schung der Bibliothek zugewiesenen 'Mittel; 

3. die Entscheidung über Anregungen des Aka­
demiekollegiums sowie der Leiter von Stu­
dieneinrichtungen betreffend die Anschaf­
fungen von Literatur und sonstigen Informa­
tionsträgern. Können Anschaffungswünsche 
nicht erfüllt werden, so ist die Ablehnung zu 
begründen; 

4. die Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht 
über das Bibliothekspersonal sowie der Fach­
aufsicht über anderes Personal der Akade­
mie, das der Bibliothek zur Dienstleistung 
zugewiesen wurde (Abs. 7); 

5. die AntragsteIlung an das Akademiekolle­
gium betreffend die Beschaffung der für die 
Bibliothek erforderlichen Räume; 

6. die Verfügung über die der Bibliothek zuge­
wiesenen Grundstücke, . Gebäude und 
Räume. Umwidmungen verfügt der Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung 
nach Anhörung des Bibliotheksdirektors und 
des Akademiekollegiums ; 

7. die Begutachtung aller Raum- und Funk­
tionsprogramme im Bereich der Akademie 
bezüglich der Erfordernisse des Bibliotheks­
wesens; 

8. mit Genehmigung des Bundesministers für 
Wissenschaft und Forschung die Vergabe 
von Räumlichkeiten der Bibliothek an hoch­
schulfremde Institutionen für deren Veran­
staltungen. Vor Einholung der Genehmi­
gung ist der Rektor von der beabsichtigten 
Maßnahme in Kenntnis zu setzen; 

9. der Abschluß von unentgeltlichen Rechtsge­
schäften und die Verfügung über das gewon­
nene Vermögen der Bibliothek (§ 1 Abs.3 
Z 1); 

10. mit Genehmigung des Bundesministers für 
Wissenschaft und Forschung die Entschei­
dung über Mitgliedschaften zu Vereinen und 
zwischenstaatlichen Organisationen, deren 
Zweck die Förderung von Bibliotheksaufga­
ben ist (§ 1 Abs. 3 Z 2). 

(5) Der Bibliotheksdirektor hat nach Ablauf 
emes jeden Kalenderjahres dem Akademiekolle­
gium und dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung einen Bericht über das Bibliotheks­
wesen der Akademie zu erstatten. 

(6) Werden zur Besorgung von Aufgaben der 
Bibliothek andere als die im § 9 Z 2 angeführten 
Bediensteten im Einvernehmen mit dem Akademie­
kollegium (Abs.7 Z 1) herangezogen, so haben 
diese die für die Bibliotheksverwaltung geltenden 
Richtlinien und die Anleitungen des Bibliotheksdi­
rektors.zu beachten. 

(7) Dem Akademiekollegium obliegt in Angele­
genheiten des Bibliothekswesens: 
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1. die Zustimmung zur Heranziehung von ande­
ren Bediensteten der Akademie zur Besor­
gung von Bibliotheksaufgaben; 

2. die Empfehlung von Grundsätzen für die 
sachliche Erschließung des Bibliotheksbestan­
des für' Zwecke der Lehre und Forschung. 
(Erschließung der Künste) sowie der Informa­
tion der Angehörigen der Akademie über die 
Literatur und die sonstigen Informationsträ­
ger; 

3. die Zustimmung zu Maßnahmen des Biblio­
theksdirektors hinsichtlich der Benützung der 
Bibliotheksbestände durch Angehörige der 
Akademie und andere interessierte Personen 
sowie hinsichtlich der Öffnungszeiten der 
Bibliothek (Benützungsordnung gemäß 
Abs.9); 

4. die Bereitstellung von der Akademie zugewie­
senen Räumlichkeiten in dem für die Erfül­
lung der Aufgaben der Bibliothek erforderli­
chen Ausmaß; 

5. die Begutachtung sonstiger Angelegenheiten 
des Bibliothekswesens, insbesondere die Stel­
lungnahme zur Bestellung des Bibliotheksdi­
rektors und zur Bibliotheksordnung (Abs. 8). 

(8) Vom Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung ist nach Anhörung des Akademiekolle­
giums eine Bibliotheksordnung zu erlassen, die 
Bestimmungen über folgende Angelegenheiten zu 
enthalten hat: 

1. Richtlinien für die Benützung einschließlich 
der Einrichtung von Handapparaten; 

2. die Ordnung und Sicherheit in der Bibliothek 
und illre Sicherstellung durch Androhung 
bzw. Verhängung von angemessenen Benüt­
zungsbeschränkungen bzw. Benützungsver­
boten unter Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit der Mittel; 

3. die Sicherstellung des Inventars und der 
Bestände der Bibliothek und die Leistung von 

, Entschädigungen im Falle der Beschädigung, 
der Verlustes oder der Zerstörung durch die 
Benützer sowie der verspäteten Rückstellung 
entlehnter Werke; 

4. Richtlinien über die Öffnungszeiten der 
Bibliothek. 

(9) Der Bibliotheksdirektor hat im Einverneh­
men mit dem Akademiekollegium nach Maßgabe 
der Bibliotheksordnung und unter Berücksichti­
gung der jeweiligen Erfordernisse des Lehr- und 
Forschungsbetriebes nähere Regelungen über die 
Benützung und die Öffnungszeiten zu treffen 
(Benützungsordnung) und den Benützern durch 
Aushang zur Kenntnis zu bringen. 

Kupferstichkabinett 

§ 60. (1) Der Bibliothek ist eine vornehmlich 
Lehr- und Forschungszwecken dienende graphi­
sche Sammlung angegliedert, die die Bezeichnung 

"Kupferstichkabinett der Akademie der bildenden 
Künste in Wien" führt. 

(2) Leiter der Sammlung ist der Bibliotheksdirek­
tor. 

(3) Der beabsichtigte entgeltliche und unentgelt­
liche Erwerb von Sammlungsobjekten is't dem Rek­
tor vom Leiter der Sammlung zur Kenntnis zu brin­
gen. Der Erwerb bedarf der Genehmigung durch 
das Akademiekollegium, ein entgeltlicher Erwerb 
auch der Genehmigung durch den Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

(4) Im Bibliotheksbericht (§ 59 Abs. 5) ist auch 
auf das Kupferstichkabinett Bedacht zu nehmen. 

(5) Die Bibliotheksordnung und die Benützungs­
ordnung für die Bibliothek haben Regelungen im 
Sinne des § 59 Abs. 8 Z 1 bis 4 und Abs. 9 auch für 
das Kupferstichkabinett zu enthalten. 

Gemäldegalerie 

§ 61. (1) An der Akademie besteht vornehmlich 
zu Lehr- und Forschungszwecken eine Gemäldega­
lerie, die die Bezeichnung "Gemäldegalerie der 
Akademie der bildenden Künste in Wien" führt. 
Der Gemäldegalerie ist eine Glyptothek eingeglie­
dert. 

(2) Die Gemäldegalerie ist von einem Beamten 
oder V ertragsbediensten des Bundes, der die J?rü­
fung für die Verwendungsgruppe A (Verwendimg 
im wissenschaftlichen Dienst) mit Erfolg abgelegt 
hat, zu leiten. Er führt die Verwendungsbezeich­
nung "Direktor". Der Leiter der Gemäldegalerie ist 
vom Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung auf Grund einer öffentlichen Ausschreibung. 
(§ 11 Abs. 4) nach Anhörung des Akademiekolle­
giums zu bestellen. Er untersteht deIn Bundesmini­
ster für Wissenschaft und Forschung. Auf die 
Bestellung des Stellvertreters des Leiters der 
Gemäldegalerie ist § 59 Abs. 3 sinngemäß anzu­
wenden. 

(3) § 60 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. 

(4) Der Leiter der Gemäldegalerie hat nach 
Ablauf eines jeden Kalenderjahres dem Akademie­
kollegium und dem Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung einen Bericht über die 
Gemäldegalerie zu erstatten. 

(5) Der Leiter der Gemäldegalerie hat im Einver­
nehmen mit dem Akademiekollegium eine Benüt-

. zungsordnung zu erlassen. Diese hat Bestimmun­
gen über die Nutzung der Bestände, über die Ord­
nung und Sicherheit in der Galerie und ihre Sicher­
steIlung durch Androhung bzw. Verhängung von 
angemessenen Benützungsbeschränkungen bzw. 
Benützungsverboten unter Beachtung des Grund­
satzes der Verhältnismäßigkeit der Mittel sowie 
über die Öffnungszeiten zu enthalten. Die Benüt­
zungsordnung bedarf der Genehmigung durch den 
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung. 
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VIII. ABSCHNITT 

AKADEMISCHE EHRUNGEN 

Ehrenmitgliedschaft 

§ 62. (1) Personen, die auf Grund ihrer künstleri­
schen oder wissenschaftlichen Leistungen in Fach­
kreisen hohes Ansehen genießen und sich um die 
durch die Akademie vertretenen künstlerischen 
oder wissenschaftlichen Ziele hervorragende Ver­
dienste erworben haben, kann das Akademiekolle­
gium den Titel eines Ehrenmitgliedes der Akademie 
verleihen. 

(2) Die Ehrenmitglieder erhalten ein Diplom. 
Ihre Namen sind in das Ehrenbuch der Akademie 
einzutragen. 

Erneuerung akademischer Grade 

§ 63. Das Akademiekollegium kann die bereits 
erfolgte Verleihung eines akademischen Grades aus 
besonderem Anlaß, insbesondere anläßlich. der 
fünfzigsten Wiederkehr des Tages der Verleihung, 
erneut vornehmen, wenn dies im Hinblick auf die 
besonderen künstlerischen oder wissenschaftlichen 
Verdienste, das hervorragende berufliche Wirken 
oder die enge Verbundenheit des Absolventen mit 
der Akademie gerechtfertigt ist. 

Ehrensenatoren 

§ 64. (1) Hervorragenden Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens, die sich in einem besonderen 
Maß um die Akademie und um die Förderung ihrer 
künstlerischen und wissenschaftlichen Aufgaben 
verdient gemacht haben, kann vom Akademiekolle­
gium der Titel eines Ehrensenators der Akademie 
verliehen werden. 

(2) Die Ehrensenatoren erhalten ein Diplom. 
Ihre Namen sind in das Ehrenbuch der Akademie 
einzutragen. 

Ehrenbürger 

§ 65. (1) Personen, die sich um die Ausgestaltung 
oder Ausstattung der Akademie besondere Ver­
dienste erworben haben, kann vom Akademiekolle­
gium der Titel eines Ehrenbürgers der Akademie 
verliehen werden. 

(2) Die Ehrenbürger erhalten ein Diplom. Ihre 
Namen sind in das Ehrenbuch der Akademie einzu­
tragen. 

Ehrenzeichen 

§ 66.· (1) Das Akademiekollegium ist berechtigt, 
Verdienste um die der Akademie anvertrauten 
Gebiete der Künste und Wissenschaften sowie Ver­
dienste um die Akademie selbst durch die Verlei­
hung von Auszeichnungen, insbesondere von sicht­
bar zu tragenden Auszeichnungen, zu würdigen. 
Über die Verleihung ist ein Dekret auszustellen. 

(2) Über die Form der sichtbar zu tragenden 
Auszeichnungen sowie über die Bedingungen für 
ihre Verleihung hat das Akademiekollegium ein 
Statut zu beschließen. Dieses hat insbesondere fest-
zulegen, in welcher Form die verleihende Akade­
mie und die Art der zu würdigenden Verdienste auf 
der Auszeichnung ersichtlich gemacht werden. 
Sichtbar zu tragende Auszeichnungen können in 
drei Abstufungen verliehen werden. 

(3) Beschlüsse gemäß Abs.2 bedürfen der 
Genehmigung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung. 

Auszeichnungen 

§ 67. (1) Das Akademiekollegium kann physi­
schen oder juristischen Personen, die mit der Aka­
demie oder mit einer ihrer Einrichtungen in ständi­
ger G~schäftsverbindung stehen, das Recht zur 
Führung eines· Titels verleihen, der diese 
Verbundenheit zum Ausdruck bringt. 

(2) Die Ausgezeichneten sind berechtigt, die 
ihnen verliehenen Titel in der äußeren Geschäftsbe­
zeichnung und im Geschäftsverkehr zu führen. 

Posthume Verleihung 

§ 68. Eine posthume Verleihung akademischer 
~hrungen gemäß §§ 62, 64, 65 und 66 ist zulässig. 

Widerruf akademischer Ehrungen 

§ 69. Das Akademiekollegium kann mit Zwei­
drittelmehrheit akademische Ehrungen, die nach 
den vorstehenden Bestimmungen (§§ 62 bis 67) 
oder nach früheren gesetzlichen Vorschriften ver­
liehen wurden, widerrufen, wenn sich der Geehrte 
durch sein späteres Verhalten als der Ehrung 
unwürdig erweist oder wenn sich nachträglich 
ergibt, daß die Ehrung erschlichen worden ist. Ein 
allfälliges Diplom oder Dekret über die Verleihung 
ist einzuziehen, eine allfällige Eintragung im 
Ehrenbuch der Akademie zu löschen, das Tragen 
der Auszeichnung ist zu untersagen. 

IX. ABSCHNITT 

STRAFB~STIMMUNGEN 

§ 70. (1) Die Bezeichnung "Hochschule" und 
"Akademie" sowie die der. Akademie nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder der Stu­
diengesetze eigentümlichen Titel, Bezeichnungen 
und akademischen Grade sind nach Maßgabe des 
Abs. 2 geschützt. 

(2) Wer die im Abs. 1 erwähnten Titel, Bezeich­
nungen und akademischen Grade allein oder in 
Zusammensetzung unberechtigt führt, begeht, 
sofern es sich nicht .um eine herkömmliche Bezeich­
nung handelt oder sofern die Tat nicht den Tatbe­
stand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fal-
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lenden strafbaren Handlung bildet oder nach einer 
anderen Verwaltungsstrafbestimmung mit strenge­
rer Strafe bedroht ist, eine Verwaltungsübertretung 
und wird mit einer Geldstrafe bis zu 50 000 S 
bestraft. 

X. ABSCHNITT 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN UND VOLL­
ZIEHUNG 

§ 71. (1) Die Wahl (Entsendung) der Mitglieder 
und Ersatzmitglieder des Akademiekollegiums 
gemäß §§ 27 und 28 hat im Sommersemester 1988 
zu erfolgen. 

(2) Der amtierende Rektor hat das Akademiekol­
legium spätestens für den 31. Oktober 1988 zur 
konstituierenden Sitzung einzuberufen. In dieser 
Sitzung sind der Rektor (§ 38) für den Rest des 
Studienjahres 1988/89 und für das Studienjahr 
1989/90 sowie der Prorektor (§ 39) für denselben 
Zeitraum zu wählen. Die Funktionsperioden dieser 
akademischen Funktionäre beginnen mit dem auf 
die Wahl folgenden Tag. Bis zu diesem Tag haben 
der nach den bisherigen Bestimmungen für das Stu­
dienjahr 1987/88 gewählte Rektor und der Prorek­
tor ihre Ämter auszuüben. 

(3) Bis zur Konstituierung des Akademiekolle- ' 
giums sirid dessen Aufgaben vom bisherigen Profes­
sorenkollegium wahrzunehmen. 

(4)Die auf Grund der Studiengesetze eingerich­
teten Studienkommissionen gelten als Studienkom­
missionen im Sinne dieses Bundesgesetzes. Ent­
spricht eine Studienkommission, die vom bisherigen 
Professorenkollegium auf Grund der Studienge­
setze für zwei oder mehrere Studienrichtungen 
gemeinsam eingesetzt wurde, in ihrer Zusammen­
setzung nicht dem § 41 Abs. 1 dritter Satz, so ,ist sie 
innerhalb von drei Monaten ab Konstituierung des 
Akademiekollegiums von diesem neu zusammenzu­
setzen. Die Wahl (Entsendung) der Mitglieder und 
Ersatzmitglieder hat in diesem Fall binnen weiterer 
drei Monate zu erfolgen. 

(5) Die bisher ernannten Ordentlichen Hoch­
schulprofessoren gelten mit dem Inkrafttreten die­
ses Bundesgesetzes als Ordentliche Hochschulpro­
fessoren im Sinne des § 7 Z 1 lit. a. Am Tag des 
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes anhängige 
Verfahren zur Besetzung von Planstellen für 
Ordentliche Hochschulprofessoren sind nach den 
bisher geltenden Bestimmungen zu Ende zu führen. 

(6), Die vor dem Inkrafttreten dieses Bundesge- . 
setzes emeritierten Ordentlichen Hochschulprofes­
soren gelten als emeritierte Ordentliche Hoch­
schulprofessoren im Sinne des § 7 Z 1 lit. b. 

(7) Die nach den bisherigen Bestimmungen ver­
liehene Lehrbefugnis als Hochschuldozent gilt als 
Lehrbefugnis im Sinne des § 18 dieses Bundesgeset-

zes. Am Tag des Inkrafttretens dieses Bundesgeset­
zes anhängige Habilitationsverfahren sind nach den 
bisher geltenden Bestimmungen zu Ende zu führen. 

(8) Die nach den bisherigen Bestimmungen ver­
liehene Lehrbefugnis als Gastprofessor oder als 
Honorarprofessor gilt als Lehrbefugnis im Sinne 
der §§ 16 bzw. 17 dieses Bundesgesetzes. 

(9) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
gelten die an der Akademie tätigen 

1. Bundeslehrer, Vertragslehrer und Lehrbeauf­
tragten als Hochschullektoren .im Sinne des 
§ 7 Z 2 lit. c sublit. aa bzw. bb; 

2. Hochschulassistenten und Vertragsassistenten 
als Hochschulassistenten und Vertragsassi­
stenten im Sinne des § 7 Z 2 lit. a bzw. b; 

3. künstlerischen und wissenschaftlichen Hilfs­
kräfte als Studienassistenten im Sinne des § 8; 

4. Beamten und Vertragsbediensteten in wissen­
schaftlicher oder nichtwissenschaftlicher Ver­
wendung, sofern sie nicht an der Akademiedi­
rektion öder der Quästur verwendet werden, 
als Mitarbeiter im künstlerischen, künstle­
risch-wissenschaftlichen oder wissenschaftli­
chen Betrieb im Sinne des § 9. Die Beamten 
und Vertragsbediensteten des bisherigen Rek­
torates und der Quästur gelten als Bedienstete 
der Verwaltung im Sinne des § 10. 

(10) Der am Tag des Inkrafttretens dieses, Bun­
desgesetzes bestellte Rektoratsdirektor gilt als Aka­
demiedirektor im Sinne des § 49 Abs. 4 und 5; der 
mit der Funktion eines Quästors betraute Bedien­
stete als Leiter der Quästur im Sinne des § 50 
Abs.2. 

(11) Der am Tag des Inkrafttretens dieses Bun­
desgesetzes bestellte Leiter der Bibliothek und des 
Kupferstichkabinetts gilt als Leiter der Bibliothek 
und des Kupferstichkabinetts im Sinne des § 59 
Abs. 3 und des § 60 Abs. 2, der Leiter der Gemälde­
galerie 'als Leiter dieser Sammlung im Sinne des 
.§ 61 Abs. 2. 

Inkrafttreten 

§ 72. (1) Die §§ 27 und 28 dieses Bundesgesetzes 
treten mit 1. März 1988, die übrigen Bestimmungen 
mit 1. Oktober 1988 in Kraft. 

(2) Der § 10 Abs. 1 bis 4 des Akademie-Organi­
sationsgesetzes, BGBI. Nr. 237/1955, in der Fas­
sung der Bundesgesetze BGBI. Nr.92/1959 und 
701/1974 tritt mit 1. März 1988 außer Kraft, die 
übrigen Bestimmungen des zitierten Bundesgeset­
zes treten mit 1. Oktober 1988 außer Kraft. 

Vollziehung 

§ 73. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung betraut. 
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